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Im November 1976, nach Eroxdorf 2, entstand spontan ein

Kliniksarbeitskreis gegen kernenergie aus einer Jiskussions−

runde von ÖTV−Kollegen der Uni−Kliniken Göttingen.

Brokdorf war auch der erste Anlaß für unsere Üüruppe, eine

von der ÖTV getragene Veranstaltung und eine Arbeitsgruppe

zu fordern. Beides wurde vom Kreivorstand der ÖTV−Göttingen

abgelehnt.
Unsere Gruppe arbeitete eisenständig weiter und beteiligte

sich auch an den Demonstrationen in Grohnde und kalkar. Wir

bekamen zu dieser 7eit starken Zuspruch von den Kliniks−

kollegen und die Anzahl der aktiv mitarbeitenden nahm ständig

ZU.

Im Mai 77 erschienen dann die ürundsatzthesen der Gewerkschaften

zur Kernenergie. Wir , als Gewerkschaftler und Atomgesner

fühlten uns durch das "bedingte Ja" der Düs−Führung übergangen

und verschaukelt. Es hatte nämlich an der vielgerühmten Basis

darüber noch kaum eine Auseinandersetzung stattgefunden.wir

forderten erneut die sofortige Einrichtung eines Arbeitskreises

"Kernenergie".

Durch Zufall erfuhren wir von der Existenz eines Arbeitskreises

(AK) "Alternative Energie" innerhalb der ÜTV−Abteilung Wissen−

schaft und Forschung, der dort in relativer Abgeschiedenheit

und ohne uns darüber zu informieren, durchgezogen wurde. Wir

beteiligten uns mit eigenen Beiträgen an diesen Sitzungen, und

bekräftigten unsere Forderung nach einem eigenen AK im Bereich

Kliniken.

Dank−einer Unterschriftensammlung und unserer Hartnäckigkeit

wurde schließlich der’ÖlV−AK Kernenergie an den Unikliniken!

für einen begrenzten Zeitraum eingerichtet. Die Thematik wurde

−wie der Broschüre zu entnehmen−von uns selber festzelest.Mit

dem Punkt "Innergewerkschaftliche Auseinandersetzung um die

Kernenergie" wurde die Veranstaltungsreihe unserer Gruppe vom

zuständigen ÖTV−Sekretär für beendet erklärt.

Die Forderung nach einer Abschlußveranstaltung und Weiterführung

des Arbeitskreises wurde von der ÖTV vom Tisch gefegt.

Diese Broschüre haben wir aus eigenen Mitteln erstellt.

2−
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Gesundheitsgefiährdung
durch

Kernenersie
Um Ursachen für Erkrankungen,die auf ionisierende Strah−

len und radioaktive Stoffe zurückzuführen sind,zu finden,
muß man Strahlungsquellen ausfindig machen und Messungen

1

vornehmen,

Es ist notwendig,kurz auf Messungen sogenznnter unabhäns−

iger Komissionen und Zusammenhänge über Strahlungsquellen

einzugehen.Denn von der Seite der Industrie werden viele

pseudowissenschaftliche(falsche) Daten über die Ungefähr−
lichkeit von KKWs verbreitet.

Von gesundheitsunschädlichen Strahlen zu sprechen ist ein−
fach falsch.Prof. Rajewski (Strahlenforscher u. Radioloza
aus den USA weist darauf hin,daß wir vorläufig sehr wenig
über die Wirkung kleinster Dosen ionisierender Strahlen

auf den menschlichen Organismus bei ehronischer Exposition

(Körperbelastung) wissen.Dies trifft besonders im Zusamnen−

hang mit dem Strontium 90 zu,das bei der Betreibuns von

Kernkraftreaktoren anfällt."Wir kennen nicht die Dosis,die
nicht oder bereits schon("Schwellendosis") karzinogen oder

leukönogen −d.h. Krebs−oder Leukämieerzeugend− wirkt.

Die Strahlenbelastungen der Nenschen werden hierbei. uns

größtenteils von Institutionen wie der TÜV und anderen

staatlichen Komissionen gemessen. Zumindest:−beim TÜV ist
es nachgewiesen,daß er sich aus vorwiegend Beschäftigten
der Industris−sosar von den reaktorproduzierenden Firmen

selbst− oder ihnen nahestehsnden sogenannten Wissenschaft−
lern zusammensetzt.

Um nur ein Beispiel dafür zu geben,wie manipuliert die von
den staatlichen Kontrollinstanzen gemessenen Strahlenbela−

stungen wohl sein können,zeigt das Ergebnis der Arbeitsse−
meinschaft Umweltschutz an der Universität Eeidelberg,die
im September ’76 eine Studie über" Radioaktive Kontamina−
tion in der Umgebung kerntechnischer Anlagen? eine Analyse
der amtlichen Ungebunssüberwachung" durchführte,

Bi,



In der vorliegenden Arbeit wurden die amtlichen Jahres−

berichte der Umgebungsüberwachung des Atomkraftwerkes

Obrigheim und des Kernforschungszentruns Karlsruhe darauf−

hin analysiert, inwieweit obere Aussagen mit der Realität

übereinstimmen. Das Ergebnis:

4 1. Die bisher angewandten metereologischen Ausbreitungs−

4 rechnungen zur Ermittlüng der Strahlenbelastung in der

4 Umgebung kerntechnischer Anlagen waren zu optimistisch.
4 Die Durchführung realistischerer Rechnungen ergibt um den

Faktor 3 bis 6 höhere Werte.

2. Die Strahlenbelastung in der Umgebung des Atomkraft−

i werkes Obrigheim lag in den letzten Jahren nicht wie

bisher angegeben bei maximal Imrem pro Jahr, sondern

alleine die äuß er e Strahlenbelastung ( ohne inkor−

porierte Radionuklide ) zwischen 50 und 250 mrem pro Jahr.

3. In Wasserpflanzen des Neckars unterhalb des Atomkraft−

H werkes zeigen sich zum Teil erhebliche Anreicherungen zn)
künstlicher Radionuklide.
4. Ähnliche Anreicherungen finden sich in Fischen des

Neckars. In einigen Fischproben liest der Gehalt an

C0−60 2− bis 6fach höher als der zulässiger Gehalt an

CO−60 in Abwasser. ((0 = Kokatt)
5. Zählrohrmessungen in der Umgebung des Karlruher Reaktors

FR 2 zeigen einen deutlichen Einfluß der radioaktiven

Abgase dieses Reaktors. Aus den Neßergebnissen läßt sich

ableiten, daß der Grenzwert der neuen Strahlenschutz−

verordnunr für die zulässige Konzentration von Argon−41

in Luft in der Nähe dieses Reaktors praktisch dauernd

überschritten wird.
j

h6. Außerhalb des Kernforschungszentrunms Karlsruhe traten

in den letzten Jahren, hervorgerufen duch Überfüllung des

Lagers für radioaktiven Müll, Strahlenbelastungen zwischenW
260 und 1.750 mrem/a auf.

R7. Der Gehalt an Radioaktivität in Karlsruker Niederschlags−
N proben zeigen sehr starke Schwankungen. Es treten Konzen−

A trationen auf, die um den Faktor 30 über dem maximalen

A

llWetterdienstes
an anderen Stellen in Deutschland ohne

kerntechnische Anlaren liegen. Die in den Niederschlars−

−b−

Monatsmittelwert der Meßtshkitenstellen des Deutschen

U
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.proben gemessenen Aktivitäten liegen während etwa 80%
der Zeit zwischen 2− und 5ofach über dem entsprechenden

Grenzwert. j

8. Es werden zahlreiche Zwischenfälle beschrieben, bei

denen die zulässigen Grenzwerte für Radioaktivität in der

Umwelt zum Teil bis zum 100.000fachen überschritten wurden.

9. Der Plutoniumgehalt der Bodenproben in Karlsruhe ist

erstauhlich hoch. Er lag in den Jahren 1972 − 1974 bei

20 − 40 % des für die Ge sam t radioaktivität in

gewöhnlichen Abfällen zulässigen Grenzwertes.

10. Das Xernforschungszentrum Karlsruhe lagerte 10 Jahre

lang mindestens 600 Kubikmeter schwach radioaktiven

Atommüll in einem Altrheinarm ab. Die Grenzwerte für Ra−.

dioaktivität im Boden sind in diesem Atommüll zwischen

120− und 190fach ’’berschritten, Neben verschiedenen anderen

4 Nukliden enthält der Müll auch Plutonium 259. Der Atommüll

liegt nach wie vor in dem zugeschütteten Altrheinarn.

11.Die Radioaktivität von Grasproben in Orten in 2 − 11 Km

Entfernung liegt mindestens um 50 − 160 % über demnormalen

Gehalt.

12. Messungen des langlebigen Jodisotops 129 ( BE: 17 Mill.

Jahre ) in Kuhmilch ergaben Werte, die bis zu 44 % äse

zulässizen Höchstwertesfür Jod 129 in Abwisser betragen.

ji KH ln
RUNNa

DIE TRÄNKE IST In ORDNUNG. NACH UNTEREN GUTACHTEN

SIND DIE TIERE HOCHGRADIG MISTERISCH."

13. In zahlreichen Fällen wird nachsewiesen, daß die

Überwachungshehörde nicht objektiv und gewissenhaft arbeitet.

In mehreren gravierenden Fällen ergibt sch der Verdacht auf

bewußte und gezielte !lanipulation. Es wird dargestellt,

wie von der Überwachungsbehörde Grenzwerte falsch ange−

geben werden, Im Falle einer Überschreitung der Grenzwerte
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diese einfach durch Beschluß des Ministeriums in Stuttgart

erhöht werden; bei Festellung höherer Radioaktivität die

Meßprorramme zeändert werden, ?so
daß in Zukunft eine

4 erhöhte Radioaktivität nicht mehr festgestellt wird; Meß−

ergebnissesx so unübersichlich dargestellt werden, daß für

H
den Betrachter eine

srayierende
Erhöhung der Radioaktivität

; nicht erkennbar sat. Selbst bei einer 100.000fachen
H
Überschreitung der

?ATERENEF
UN jegliche Gefährdung der

ich im Women des
Kernkraftwerk für

SICHER
|

Umgebung geleurnet Wirdr

Hiermit er
Volkes das

14. Die Jahresberichte der amtlichen Umgebungsüberwachung
Maller anieren kerntechnischen Anlasen und KK’/S in der

BRD
werden geheim sehalten. Der Arbeitsgemeinschaft

Umweltschutz an der Uni− Heidelberg wird eine Einsicht−

nahme in diese Jahresberichte von den zuständigen Minis−

ter&&n verweigert. Dies legt den Verdacht nahe, daß die

in diesen Jahresberichten enthaltenen Angaben über

radioaktive Kontamination noch gravierender sind, als die hier

W beschriebenen in Obrigheim und Karlsruhe. Soweit zur

Glaubwürdirkeit und Txagfktheit nationaler Gremien.
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Ein Beispiel von der Internationalen Ebene.

In einem Bericht " Radioactive Waste Discharges to the

Environment from Nuclear Power Facilities " wird auf

Fakten hingewieden, die ganze 25 Jahre der Bevölkerung

verheimlicht wurden.

Die Gesundheitsschäden der Fall−out ( Niederschlag ) nach

den Atombombenversuchen waren bekannt. Damals hatten die

Wissenschaftler der AEC und des Pentagon darauf bestanden,

daß Nukleartests nicht gesundheitsgefährdend seien und daß

das Strontium−90 eine Einbildung verrückter Mütter sei.
Sie hatten stillschweigend entschieden, daß die Bevölkerung

so viel Radioaktivität zu vertragen habe. In dem Bericht

nun, der 1970 erschien, steht aber: Reaktor für Reaktor

in den USA gibt so viel Radioaktivität an seine Umwelt ab,

wie Atombomben in Japan, in den USA, England u.s.w. zur

Zeit intensivster Testversuche. a .

Zu den damaligen Gesundheitsschäden später. Noch drei wich−

tige Punkte, bevor zu den Fakten über somatische Strahlen−

schäden Stellung genommen wird.

1. Vergleiche zwischen natürlicher und künstlicher Radio−

aktivität sind unwissenschaftlich und täuschend. Natürliche

radioaktive Strahlung kommt von außerhalb des Erdballs auf die

Erde und aus dem Boden der Erde. Sie besteht zu 82% aus
einem röntgenahnlichen Strahlenfeld und im übrigen aus

radioaktiven Substanzen, die die Lebewesen vassieren.

Überwiegend haben sich diese radioaktiven Substanzen nicht

in der bei künstlichen Elementen beobachteten Weise angerei−

chert. Eine Ausnahme bildet das Radium−226. Es wird auch

von der Kernindustrie im Uranbergbau in großen Mengen ge−

fördert und mit den Abfallerzen freigesetzt. |
Bei der Atomkernspaltung entstehen zahlreiche Radionuklide,

über deren biologische Langzeitwirkung man kaum etwas weiß.

Ihre Kombination mit chemischen Schadstoffen sind so gut wie x

nicht untersucht. Gerade in Ballungsgebieten nit hoher

Schadstoffimmission sind iiberadditive ( synersistische )

Wirkungen beim Zusammentreffen von Strahlen und chemischen

Substanzen möglich.
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Die. Angaben von Meßwerten, z.B. mit

dem Begriff’rem’ist irreführend, weil? Exaktheit vorgetäuscht
wird. Man arbeitet dabei mit unzureichenden Mittelwerten,

kann biologische \irkungen nur schätzen und beriücksichtist

neben der Enerrieabgabe nicht die durch Strahluns erfolednder

Elementumwandlungen. Die Messungen von Alvpha− und Beta−Strah−

lung beim Durchsang in Nahrungsketten und bei Ansammlung

in kritischen Organen ist nicht durchführbar und wird daher

vernachlässigt. Daher haben alle Schätzunsen für mögliche

Strahlenschäden unvollständige Grundlagen. Durch die

Erörterung über Atomkraftwerks−Probleme wird die Öffentlich−

keit obendrein
davon abgelenkt, wieviele Gefahren auf dem Wese

−vom Uranberebau bis zur Atommüll−Lagerung bestehen.Auf

jeder Station und zwischendurch werden Radioaktivitäten frei.

_Die Verseuchung ist global. :

2. Der deutsche Radicloge Prof. Graut wies wie viele andere

Wissenschaftler’71 auf zusätzlich künstliche Strählen−

belastung und deren Quellen hin.
" Eine solche Feststellungwäre, ?as die praktischen Asvekte

anbetrifft, richtig, wenn die dabei häufig zusrundegelegte

Annahme zutreffen würde, daß sich die in Reaktorbetrieben

usw. auftretenden radioaktiven Spaltvrodukte gleichmäßig

über größere Gebiete twerteitön. Das ist aber in praxi

nicht der Fall. Vielmehr ist durch die Art des

Umgangs mit derartigen Radionukliden und radioaktiven

verseuchten liaterial, sowie durch die dauernd vorhandene

Möglichkeit der Anreicherung auf biologischem Wege äie Ge−

fahr einer Inkorvorierungsschädisung sehr groß."

Sehr anschaulich zeigte Prof. Graul an Biozyklen, z.B.

im Flußwasser/ Plankton/ Fisch, daß Aktivitätsspeicherung

bis zum Faktor:10.0C0 keine Seltenheit sind. Auf diesen

Wege kann der Mensch als " Endglied der Biozyklischen Kette "

alleine durch Nahrunssaufnahme tausendfach konzentrierte

Spaltvrodukte inkorporieren:
" Die Kernindustrie produziert

( Anmerkung Kater: ca. 280 \
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"künstlich radioaktive Spaltprodukte wie Strontium−90,

Jod−131 oder caesium−139, sowie andere gefährliche

Radionuklide wie Tritium und Plutonium. Diese gelanren

in Form zasförmiger und/oder flüssiger Effluate in die

Bionhäre und kontaminieren Luft, Boden und Wasser. Dort

werden die von Mikroorganismen und Pflanzen aufgenommen

und erfahren ihre erste Anreicherung in der biozyklischen

Kette. Bei der Futteraufnahme werden diese im biozyklischen

Material akkumulierten Spaltprodukte in höhere Pflanzen

und vor allem aber im Tier ntorporiert und Krtehren dabei

oft eine wertere Anreicherung ( Fisch, Getreide, wild,

Weidevieh ). Durch Nahrungsaufnahne gelangen diese radio−

aktiven Svaltvprodukte in den menschlichen Organismus."

Dies zeigt die Bedeutung der biozyklischen Kette.

Ein weiteres Beisviel soll das verdeutlichen.

" Das Strontium ist dem .in unseren Knochen und Zähnen vor−

kommenden Kalzium sehr ähnlich. Da unser Körper beide Stoffe

nicht voneinander unterscheiden kann, reichert er auch das

radioaktive Sr−90 in den Zähnen und den Knochen und Blut−

bildungszentren an. Zahr− und Kieferschäden sowie Knochen−

und Blutkreos ( Leukämie ) sind die Folgen. Besonders

intensiv ist diese Anreicherung bei Kindern, wo sich das

H Skelett und die Zähne noch im Aufbau befinden."

3.Ein letzter Punkt soll auf die Gefahr der Aerosole

hinweisen, auf die auch später beim Lungenkrebs eingegangen

wied. Bei der Erschöpfung der billig gewinnbaren Uran−

vorräte wird die Industrie auf die Na−gekuhlfeh schnellen

Brüter als zweite Generation von Kernreaktoren zurück−

greifen. Mit diesen schnellen Brütern würde sich das

Plutonium−Problem potenzieren, weil der Zweck dieser Anlagen

ist, innerhalb von ungefähr 10 Jahren aus dem in der
j

Natur hauptsächlich ( zu 99,3 % ) vorkommenden, aber für

dieKernspaltung im Reaktor unbrauchbaren Uran−258

doppelt soviel Plutonium zu " erbrüten ", wie während−

dessen im Spaltprozeß zum Betrieb verwende des Brut−

reaktors verbraucht worden ist. Das zur Kühlung der

schnellen Brüter verwendete Natriummetall wird nicht nur

außerordentlich radioaktiv, sondern reagiert zudem ungemein

heftig mit Luft und !!asser, so daß der bei einem schweren
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Störfall in einem solchen Brüter wohl unvermeidliche

Brand zu einer feinen Verteilung enormer Mengen radioaktiver

Stoffe in der Atmossphäre führen würde. Langfristig am

schädlichsten wäre die Freisetzung von Plutonium.

Schon jetzt ist Plutonium ein unvermeidbares

BeisS$#Xfprodukt im Betrieb der bisherigen Kernkraftwerke. Un−

lösliche staubförmige Teilchen aus

ee

als

Aerosole eingeatmet werden und sich auf dem Trächeaepithel

und in der Lunge festsetzen. Durch diese "heißen Teilchen"

werden Krebs oder Leukaemie hervorgefufen. Die maximal zu−

lässige Konzentration liegt in der Größenordnung eines nur

eines Hundertmilliardstel Gramm pro Kubikmeter Luft.

Meßtechnisch ist es kaum möglich, Plutonium in großer Verdün−

nung nachzuweisen.

Neben seiner überragenden Giftiekeit hat das Plutonium noch

zwei weitere unangenehme Eigenschaften:

1. hat das RIHXERXHA in Kernkraftwerken hauptsächlich ent−

stehende Isotop Plutonium−?39 eine Halbwertzeit von 24.400
? Jahren. Nach mehr als 20 Jahrtausenden − soviel wie von

der mittleren Steinzeit bis heute − sind von einem Kilogsamnm

.. Plutonium−239 noch immer 500 Gramm vorhanden. Nach 50 Jahr−

tausenden noch 250 Gramm. Plutonium bleibt also unveränder−

bar und potentiell schädlich in der Umwelt für mehr als

− 500.000 bis 1.000.000 Jahre. =

2, eignte sich Plutonium−239 wie reines Uran−235 zum Bau

nuklearer Sprengkörper. Es wird behauptet, das technische

Know how sie praktisch jederzeit zugänglich .

Soweit zu den Strahlquellen und zu den vorgenommenen Meßungen

. und Gefahren.

II..SCHÄDEN

Prof. Ernest Sternglass, Direktor des Radiologischen Insti−

tuts in Pittsburg in Pennsylvania, hat schon vor Jahren

aufsehenerregende Statistiken über erhöhte Säuglingssterb−

lichkeit, Mißgeburten und Krebsfälle in der Nähe von KKW’s

berichtet.
In einerneuen Studie 1974 berichtet er von rapide ansteigen−

den Lungenkrebsraten in Midland City, Midland und Pennsyl−

vania, knapp 2 km vom Shippinport−Reaktor gelegenen Städten.

Hier die Daten:
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@?’°® Lungenkrebsraten in Stadtk Midland stiegen um 600% an,

®

nachdem vor 7 Jahren dier erste größere radioaktive Aus−

stoß statifand. Ebenfalls stieg die Leukaemierate 2−4 Jahre®

nach der ersten radioaktiven Abgabe an. Der Lungenkrebs

dauerte, wie gezeigt, etwaslänger: nämlich 6−8 Jahre, eben

genau wie bei den Uranbergarbeitern.

Betrachtet man die Lungenkrebsraten bei den Uranbergarbeitern,

so sind sie bei ihnen um den Faktor 10−50 höher, bei Rauchern

mindestens um das Hundertfache. (Verringerung der Flimmer−

haaraktivität durch Nikotin).

Die Wirkung des Radioaktiven Fallouts auf die Lunge ist der,

daß sie alle Schwermetalle und radioaktiven Substanzen

karmefiziert und aussaeheidet, u.a. Ytrium und Zer. .

Wo immer in der ganzen Welt die zirkulierenden radioaktiven

Wolken sich abrenen und Luft und Nahrung verseuchen, stieg

der Lungenkrebs an. Zwischen 1950 und 1965 betrug der Lungen−

Ca Anstieg in Japan bei steigenden Radioaktivitätswerten um

150%.
Wiederum in der Stadt Midland, die weniger als 2 km vom Kern−

kraftwerk entfernt liegt. stiegen alle Krebsraten um 180% an.

Die Stadt hatte zur Zeit ohne KKW schon strahlenerzeugende

Industrie mit Staubproduzierenden Hochöfen. Die Lungenkrbbs−

raten lagen im Normbereich. Aber plötzlich nach dem Anlauf

der KKW’s stiegen die Lungenkrebsraten an genau wie bei den

Uranbergarbeitern. Ein Beweis für die Freisetzung von radio−

aktiven Stoffen bei Vermischung mit Staubteilchen.

In Schenectaöy in New York hat General Elektric erst 1967

ein großflächiges Atomlabotatorium errichtet. Die Krebs−

raten stiegen plötzlich an und übertrafen die der dauerver−

schmutzten Stadt New York. Die Raten stiegen von 20 auf 60

Krebstote/100.000 an,.also um 300%, und das im sauberen,

ländlichen Schnectady!.

Eine weitere schädigende Komponente liegt bei der Herab−

setzung der Abwerhrmechanismen gegen Lungenerkrankungen wie

Grippe, Viruserkrankungen etc,

1972 veröffentlichte das "United Nations SCientific Committee"

einen weiteren,ihremjährlichen Berichte über Strahlenschä−

den. Zum ersten Nial nach einer 20jährigen Zeit des Schweigens

bezeichneten sie (plötzlich wurden in diesem Journal 1000
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"Artikel erwähnt) nicht nur die durch Radioaktivität er−

höhte Krebsgefahr als bedrohendste Wirkung der Radioak−

tivität, sondern eine sehr komplizierte Herabsetzung der

Abwehrkräfte gegen Krankheiten. Versuche haben diese Annahme

bestätigt:
Affen, die mit geringen Dosen an Radioaktivität bestrahlt

wurden, erkrankten zu 80% an einem bestimmten Bazillus oder

Virus, während unbestrahlte Tiere nur zu 5−10% erkrankten.

Niedrigstradioaktivität hat also einen enormen Binfluß auf

die Abwehrmechanismen und gegen eine Menge Infektionskrank−

heiten, zB. Lungenerkrankungen, Gripne, Viruserkrankungen

usw., der einfach ignoriert wurde und der Öffentlichkeit

verschwiegen wurde. Das, obgleich in dem Report der Verein−

tenNationen von 1972 über 1000 wissenschaftliche Arbeiten

genannt wurden, die sich auf Quellen der frühen 50er Jahre

berufen. So ist verständlich, daß wir bis heute noch nicht

genügend über die wirklichen , schwer ergründbaren histolo−

gischen Schäden an Zellen, ihren Reproduktionssystemen,

ihrer Widerstandfähigkeit und über ihre Anfällirkeit gesgen−

über Krebs wissen, obgleich die Folgen der Röntgenstrahlen

seit 1895 untersucht werden. Die daraus entstandenen Ein−

schätzungsfehler über die Wirkung der Niedrigstradioaktivi−

tät liegen daher in der Größenprdnung von 100 bis 1000.
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Zurück zu den Untersuchungen von Frof. Sternglass und den Unter−
suchungen über die Kindersterblichkeit in der Nähe von AK?’s.

TRIGA−Forschungsreaktor am Pennsylva− 4
nla. Fftate Coliege: bie Sauglingssterb−
ichkeit in− der Urtschaft, an der das

College besteht, stieg und fiel mit
der Radioaktivitätsabgabe des Reaktorg
Die. Todesrate stieg von 9,9 Totgebur−
ten (von 1000 Letendgeburten) im Jahre
1963 auf 24,7 im Jahre 1968. Daß diese
Zunahme nicht auf sonstige Einflüsse
zurückzuführen ist, zeigt sich daran,
daß in größerer Entfernung diese Todes
rate im gleichen Zeitraum sogar zurück
ging»

TRIGA−Forschunssreaktor in Urbana, Uni
versitat :llinn:!s: Jieser keaktor nenn

den zetirieb auf und lief 1965 mit
Volllast. In diser Zeit verdreifachte
sich die Säuglingssterblichkeit; die
Zahl der Totgeburten versechsfachte
sich (vor 3,5 auf 23,5 auf 1000 Le−
bendgeburten)! 68 wurde der Reaktor
stillgelegt; daraufhin sank die Zahl
der Totgeburten auf 6,6; die Säuglings
sterblichkeit ging gleichfalls wieder
zurück. Auch hier gibt es Vergleichs−
zahlen aus der weiteren Umgebung, die
zeigen, daß die Todesrate außerhalb
des Einflußbereiches des Reaktors im
&leichen Zeitraum abnahn, g
Die vorgenunnten neuxtoren sind nur
kleine Forschungsreaktoren, deren
schädlicher ZinfluSbereich relativ ge−
ring ist. Sternglass untersuchte auch
vier kommerzielle AKWs; in allen vier
Fällen stellte er den gleichen Zusan−
menhang zwischen Radioaktivitätsabgabe
und Kindereterblichkeit in der Umgebung
fest. Stellvertretend sei hier das Er−

Der Reaktor begann 1359 zu arbeiten;
er leistete 210 MW (Biblis A und B :
1300 MW; desgleichen die geplanten AKks
in Grohnde, Brokdorf und anderswo).
der maximale radioaktive Gasausstoß be−
trug 700:000 Curie pro Jahr (AMTLICH
erlaubter Auasto3 am vergleichbaren 5AKW Gundremzingen: 1.500.000 Curie/Jahr’
Wie man sieht, war die − relativ hohe −
Kindersterblichkeit in beiden Staaten
vor Inbetriebnahme des AKWs etwa gleich−
groß;daß sie so hoch lag ist auf die
damals noch stattfindenden Kernwaffen−
tests zurückzuführen. Nach Einstellung
dieser Tests sank denn im Staat Ohio
die Sterblichkeit ziemlich stark ab;
dieses Absinken fiel in Illinois wegen
der Inbetriebnahme des AKWs sichtlich
schwächer aus; als in den Jahren 62−64
der radioaktive Ausstoß stark anstieg,
stieg auch die Kindersterblichkeit in
Illinois wieder an, sogar recht scharf,während sie in Ohio weiterhin sank.
Der schraffierte Bereich gibt den Anteil
der Kindersterblichkeit in Illinois an,der auf den Betrieb des AKW "Dresden"
zurückzuführen ist. Man kann erkennen,
daß dieser Anteil ziemlich genau den
radioakfiven Ausstoß folgt.
Dieselben Ergebnisse erhielt Sternglassfür die AKWs Big Rock Point (Michigan),Peach Bottom

rn
und

Shippingport (bei Pittsburgh).
Man muß sich dabei noch vor Augenlhal−
ten, daß hier nur die Spitze des Eis−
bergs zu sehen ist; hier sind nur die
Xinder erfasst, die im Laufe des ersten
Lebensjahrs sterben (die Zahl der Tot−
geburten ist auch nicht erfasst);
zu jedem im ersten Jahr sterbenden Baby

Illinois) angeführt kommen noch schätzungsweise drei bis
vier weitere, die unter schweren genetischen Schäden, Erbkrankheiten und Gei−

? steskrankheiten zu leiden haben.

er
der Untersuchung am AKW "Dresden"

In einer Studie vom Jan. 73 der englischen Ärztin Alice Stewart
wurde bewiesen, daß bei Kindern die während der Schwangerschaft
in utero bestrahlt wurden, nur 1,2 rad,ausreichten, um die Arebs−
und Leukämieraten im ersten Levensjahr zu verdopvein.Wir erhalten durch die natürliche ötranlung, die kosmische und
die Erdstrahlung, ca. o,1 rad/Jahr. Wenn die Strahlung der thutter
in den ersten 5 Konaten zugeführt wird, so reichen schon Sümradum die Kate an +eukämie und Arebs bei Kindern bis zum 10. tbj»zu verdoppeln.
Mit fortschreiteniem Wissen wurde also bewiesen, daß die optimist

Fila Annahmen über die üirkung des Fall outs auf den Menschen und des
Strontiun 90 in ünserer Nilch für Zeitperioden von vielen Fonaten
um den Faktor 100 bis 1000 zu niedrig waren.1965 beendete ein
japanischer Wissenschaftler,Dr. Segi eine Studie,in der er die
Krebsstatistiken ?anz Japans zusammenstellte.
Er begann mit den frünesten z..r Verfügung stehendenStatistikenvon 1595 und erhielt bestürzende Resultate,die der Öffentlichkeit
systematisch vorenthalten wor. en sind.äeute wissen wir,ädaß bestirm:
Organe radioaktives liaterial anreichern,wie 2.B. Ytrium,und Sto£ff£f:
die bei der Zündung der Atombombe entstehen.Die genannten Klement
erhöhen die Krebsanfälligkeit dieser Or ?ane erheblich.Dazu gehörtauch der schwer zu entdeckende Bauchspeicheldrüsenkrebs.
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Die Bauchspeicheldrüse hateine wichtige Aufgabe im Insulin−

stoffwechsel und damit auch für den Zuckerabbau.Der Bauchspei−

cheldrüsenkrebs kommt immer häufiger vor und es ist keine er−

folgsversprechende Behandlung bekannt.Die meisten Erkranten

sterben innerhalb von 5 Jahren! In Japan stieg die Sterberate

für Bauchspeicheldrüsenkrebs nach Hiroshima um 1200 % !! an,
?während alle anderen Krebserkrankungen mit tödlichem Ausgang

um 60% anstiegen.Auch die Leukämierate stieg nach Hiroshima um

fast 20% an! Qie. radioaktive Bestrahlung ist einer der wenigen anerkannten Faktoren in

der Genese der Leukaemie. Die Mortalität infolge Leukaemie beträgt bei

Radiologen etwa das Neunfache der Mortalität anderer Ärztegruppen. Unter−

suchungen von Überlebenden der Atombomben−Explosion vor Hiroshima erbrach−
ten eine eindeutige Bestätigung für die Zunahme der Erkrankungsrate an

Leukaemie und Krebs unter der Strahleneinwirkung. Tier−Experimente erklär−

ten diese Beobachtungen. Somatische Schäden entstehen sowohl nach einzel−
$ nen als auch nach wiederholten Bestrahlungen.

Die embryonalen
Gewebe

sind die stranlenempfindlichsten Gewebe überhaupt

Es erscheint deshalb ganz natürlich, daß die Bestrahlung dieser Gewebe

?selbst mit kleinsten Dosen die Entstehung maligner Tumore fördern kann.

Die Nachprüfung dieser Hypothese anhand der Untersuchung von 700.000 K.r−:

dern in mehreren großen Kliniken der nordöstlichen USA ergab, daß be

10,6 % der? Mütter diagnostische Röntgenuntersuchungen des Beckens oder de:

Abdomens vorgenommen waren. In dieser Gruppe fanden sich 569 Kinder, wel−

che schließlich an Krebs erkrankten. Die Krebssterblichkeit war bei den−

jenigen Kindern, die vor der Geburt Röntgenstrahlen ausgesetzt gewesen

waren, um 4o % höher als bei den übrigen.

−

Die bisher erwähnten schwerwiegenden Fälle für Krebs sinä bis

auf die Ausnahme der Atombombenexplosion in Hiroshima auf

kerntechnische Versuche und Kernkraftanl−sen (im Betrieb) zu−

rückzuführen.

Zum Schluß noch einiges zum akuten Strahlenunfall und den soma−

tischen Schäden bei extremer Strahlenbelastung.

Es ist schon lange bekannt,daß nach therapeutischen Verabrei−

chungen(Krankheitsbehandlungen) von Strahlen und auch kleinere..

bis mittelschweren Unfällen in Käws somatische(körverlicne)

Strahlenschäden wie Erytheme(Hautrötungen),Geschwüre und auch

Karzinome(z.B. Röntgenkarzinome) der Haut im Vordergrund stehen−

Mit der Zeit gewann aber dann die Gefährlichkeit der radioak−

tiven Substanzen mit ihren mutagenen Effekten,d.h. genetischen

Störungen immer größere Bedeutung.Tierische Versuche und die

vorher genannten Ergebnisse von Sternglass deuten auf eine
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Schädigung der erblichen Faktoren hin und diese katastropfphale

Wirkung ist die bedeutsame Unbekannte bei den Strahlenschäden

durch Kernkraftwerke.Langjährige Erfahrungen liegen noch nicht

vor.
Bei einem akuten Strahlenunfall,d.h. Defekten im Reaktor, Ber−

stung etc., tritt am Menschen das akute Strahlensyndrom auf:

Die Symptome sind abhängig von Strahlenart und Dosis.

Bestrahlung mit bis loo rad kann symptcmios verlaufen und zur vollen Re−

stitution führen, jedoch eventuell vorübergehende Chromosomenanomalien

erzeugen. Bei Bestrahlung mit 200 bis. 500 rad können Schäden am blutbil−

denden und am Darm−System auftreten. ?Erholung ist möglich. Nach einem

Initialstadium innerhalb von 24 Stunden und einem erscheinungsfreien
Intervall von einigen Tagen? dauert die Hauptphase mehrere Wochen, geprägt

durch akute Zelluntergänge, sowie. durch Störungen ?im Knochenmark und im

Darmbereich. Bei 500 bis 3000 rad tritt nach ein bis. zwei Wochen der Tod

ein durch schwere Schäden am Zentral−Nervensystem, Versagen von Herz−

und Kreislauf, schwersten Störungen in der Bildung von weißen und roten

? Blutkörperchen und völligen Versagen des Magen−Darmbereichs.

Zuallerletzt ist es notwendig,darauf hinzuweisen,daß alle öko−

logischen Schäden,Schäden,die die Veränderung der +ebewesen

und der Umwelt betreffen,nur wenig erwähnt wurden.Es soll zum

Schluß nur noch ein Hinweis auf die Yefährlichkeit der KKWs

durch die Veränderung der Flußtemperatur gegeben werden:

Da Atomkroftwerke doppelt soviel Kühlwasser benötigen wie konventionelle,
bringt die Erwärmung der bereits durch chemische Verschmutzung belasteten
FlUsse neben den Gefahren der rodioaktiven Verseuchung weitere Probleme:
Bei 10° Wossertemperaturerhöhung loufen chemische und biochemische Prozes−
se doppelt so schnell ob. Rechnet mon z.B. für Würgassen, daß 8 bis 90 %
des gesamten Flußwassers das Kraftwerk durchlaufen und sich dann, von 26
bis 33° erwärmt, wieder mit dem restlichen Flußwosser vermischen, so kommt
mon auf Temperaturen, die weit über 28° liegen. Die Wassertemperatur im KUhl−

aggregat wird mit 38° angegeben. Dieser Würmegrod stellt das Optimum für Krank−

heitserreger wie Salmonellen, Cholera− und andere Bakterien dar, Boktieren−

vermehrung vermindert den Sauerstoffgehalt des Wassers erheblich, wodurch es
zu kaum vorausberechenbaren Verschiebungen der ökologischen Verhältnisse

kommt, die vielschichtig sind. Dazu kommt, doß sich bei Aufheizung weniger
Souerstoff im Wasser |öst als bei tieferen Temperaturen. Erwörmtes Wasser ist
ein gutes Milieu für Blauolgen, die den Stoffkreislauf durcH Faulschlommablo−

gerungen belasten und in den Filteranlagen der Wosserwerke Schwierigkeiten
bereiten. Außerdem scheiden die Blaualgen hochgiftige Eiweißstoffe ob. In Tier−

* versuchen ist erwiesen, daß 1/1 000 Milligramm pro Körpergewicht tödlich wirkt.

Aus ärztlicher Sicht muß daher festgestellt werden,daß aus

drei wesentlichen Gründen KKWs abzulehnen sind:

1) Es ist neben den körperlichen Langzeitschäden und Spätschä−.
den vor allem ein Anwachsen erblicher Defekte als Folze der

radioaktiven Verseuchung der Biosphäre durch AKWs zu er=−.
..

warten.
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2.) Die bisher nachgewiesenen und aufgetretenen Schäden durch

Radionuklide sind ein zu deutlicher Hinweis auf die Ge−

fahren der bisher laufenden Kernkraftwerke.

3.) Die bisher zum Teil ünerprobten Reaktoren,sowie die völlig

unzureichenden Schutzverfahren zu Verhinderung von Strah−

lenschädigungen und die ungeklärte Frage bei der Deseiti−

gung des Atommülls und dessen Lagerung zwingt aus medi−

zinischer Sicht zur Ablehnung der KKis.Sie widersprechen

.den Interessen und Vorstellungen der Bevölkerung daher auch

aus gesundheitlicher Sicht.

Zu diesem Fazit sind seit Jahren namhafte Radiologen,Nediziner

und Wissenschaftler gekommen,und diese werden in der BRD von

zahlreichen Ärzten unterstützt,auch entgegen den Vorstellungen

Aer Bundesärztekanmer.(Wie u.a. am Beispiel der 53 Ärzte aus

dem Kreis Hameln etc. gezeigt werden kann)

EGRIFFSERKLÄRUNG:

MAßBE FÜR DIE RADIOAKTIVITÄT

Maß für die Strahlungsfähigkeit einer Strahlenquelle;

gibt an, wieviel Strahlenteilchen pro Sekunde ausgesandt werden.

Sagt noch nicht viel über die gesundheitliche Gefährdung aus;

dazu muß noch die Energie, die in den Strahlenteilchen steckt,

= mit berücksichtigt werden.

rad Energiedosis; gibt an, wieviel Strahlungsenergie pro Gramm

Körpergewicht aufgenommen wird.

rem DBA−, ß
−
und f −Strahlen bei gleicher Energie unterschiedlich

"Wirkungen haben, genügt die Angabe der Energiedosis noch nicht.

So ist Yrgtlahiüng bei gleicher Energie zehnmal gefährlicher

alsd −Strahlung. Diese unterschiedliche biologische Wirksamkeit

ist in der Maßeinheit rem berücksichtigt (1000 mrem = 1 ren).

j 1 rad −Strahlung entspricht 1o rem,

| 1 rad  −Strahlung entspricht 1 rem.

GANZKÖRPERBELASTUNG−ORGANBELASTUNG

"In der BRD wird die Ganzkörperbelastung zugrunde gelegt. Hierbei

wird fälschlich angenommen, die Aktivität verteile sich gleichmäßig über Jen

gesamten Körper. So ist die "zulässige Dosis" von 3o mren pro Jahr zu ver−

stehen.

In den USA wird ein realistischeres Maß zugrunde gelegt: die Organbe−

lastung. Hierbei wird berücksichtigt, daß − aufgrund von Anreicherung −

hohe Belastungen in einem bestimmten Organ bestehen können, die nicht auf de

Gesamtkörper umgerechnet werden dürfen. Es sind für jedes einzelne Organ

höchstens 5 mrem pro Jahr zulässig.
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Ökologische Schäden durch Kernkraftwerke (KK) und

Wiederaufbereitungsanlagen (YAR)

2
Es soll zuerst auf den Begriff "Ökologie" eingegangen werden

und wie weit oder wie eng wir diesen Begriff in unsere Ar−.

beit einbeziehen,

Spricht man von der Ökologie, so meint man die Beziehung der

Lebewesen zur Umwelt. Dies bedeutet, daß man einen Bezug

zwischen der Anpassung oder Nicht−Anpassung der Menschen,

Tiere und Pflanzen zur Umwelt herstellt. Man kann dieses als

Bio−Ökologie bezeichnen. Aber auch der Bezug der Lebewesen

mit der räumlichen Ordnung und den gesellschaftlichen £r−

scheinungen, wie Landschaft, Stadt, Arbeitswelt etc., ist

unter dem Begriff der Ökologie einzuordnen und man kann

diesen Teil als Sozial−Ökologie bezeichnen,

Im folgenden soll auf beide Bereiche eingegangen werde,

Bei der Erörterung der gesundheitlichen Gefahren durch

Kernenergie ist schon auf zahlreiche Untersuchungen über

die Messungen von entwichenen Radionukliden aus Kernkraft−

.werken berichtet worden. Spricht man von Bio−Ökologischen

Schäden, die durch den Bau von XKW und WAA entstehen werden,

so muß man wohl davon ausgehen, daß radioaktive Stoffe aus

Kernkraftwerken entwichen sind. Daß solche Stoffe entwei−

chen können, wird von den Betreibern vonKKil!s. und Befür−

wortern entweder bestritten, oder nur soweit zugegeben, da£ß

diese entwichenen Stoffe weit unter den Grenzwerten für

Schädlichkeit liegen würden. Von einer breiten Verseuchung

und in welchem Ausmaß sie ist, wird nicht gesprochen, oder

Fakten werden verschwiegen.
:

Deshalb soll kurz mit Untersuchungsergebnissen auf die brei−

te Verseuchung eingegangen werden, undzwar am Beispiel der

Analyse in der Umgebung des Neckars am KKW Obrigheim,

Der Untersuchungsstudie liegen jeweils Messungen oberhalb

des KKW’s, oder direkt nach dem KKW (dem Ort der größten

Auseichung von Radiorukliden) und unterhalb des KKW’s zu−

grunde,.
i 5

1. Kontrollen von Neckarschlammproben haben ergeben, daß

Co−58 und CO−60 direkt unterhalb vom Kernkraftwerk zum Teil

den 3−4 fachen Wert erbrachte,
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2. Auch die Vergleichswerte des Neckarwassers selbst er−

brachten 1974 Erhöhungen um den Faktor 2 − 4.

3, Die Messungen von künstlichen Radionukliden in Wasser−

pflanzen erbrachten nicht nur den Beweis der eindeutigen

Herkunft aus dem KKW Obrigheim, sondern auch direkt unter−

halb des KKW’s eine extrem starke Anreicherung um das 400−

fache.

Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß die staatlichen

Untersuchungskommissionen ab 1973 bei diesem Kernkraftwerk

keine Vergleichsuntersuchungen mehr zwischen oberhalb und

unterhalb des XKW’s durchführten, Immer dann, wenn unter−

?halb des KKW’s gemessen wurde, fehlte typischerweise der

Wert von oberhalb des KKif’s (Beleg im Jahresbericht 71−75).

4, Auch die Vergleichsanalysen der Anreicherung von künst−

lichen Radionukliden in landwirtschaftl. Produkten zeizte

eine Radioaktivitätserhöhung bis zu 15% in Weiß− und Rot−

kohl, Kartoffeln, Weizen und Endiviensalat.

5, Eine Steigerung erfährt dann noch die Messung der Radi.o−

aktivität in Fischen unterhalb des KKW’s, Es ergibt sich,

daß 1974 der festgestellte Gehalt von Kobalt 60 um das 61−

fache höher lag als der gesetzliche Grenzwert für Kobalt 6C

in Abwasser.

6. Verschwiegen wurden weiterhin erhöhte Meßwerte über dem

Grenzbereich bei Bodenproben und Grundwasseruntersuchungen

(um das 30−fache in der Nähe des Kernforschungszentruns

Karlsruhe).

Werden also nachweislich künstliche Radionuklide abgegeben,

so gibt es dafür vorwiegend zwei Quellen: |

I..wie eben schon an den Untersuchungen erwähnt, durch

Verseuchung des Kühlwassers

II.durch Wärmeverdunstung mittels Kühlturm und Abgasen von

radioaktiven Stoffen in die luft.

ZuI. Zur Kühlung des Reaktors wird Flußwasser in das KKW

geleitet. Welche Unmengen von Wasser dabei pro Sekunde das

Kühlsystem durchläuft oder durchlaufen darf, zeigt die Ta−

belle 1



Mittlere Höchstzulässiger Prozent der Höchstleistung von Kraftwerken

Fiuß Niedrigwassir− Kühlwasserver− Niedrigwasser− ERj
führung (m?;sec) brauch {m3/sec) führung des (Megawatt −

MW)

Flusses konventionell auklear

Oberrh:ia 520− 361 . 70% 6.000 4.000

Niecerehzin 960 694 72% 11.000 7500

Neckar 70 . 50 1% es 800 550

Main 70 50.
i 71% : 800 . 550

Mosel 60 4 . 73% 700
509

Lippe 13 8,3
ö

64% 150 100

Weser 115 63 £ 72% 1500 1000

Eibe

−A3− ni
so,

[nn

279 194 72% 3
009

Pro Sekunde können bis zu knapp 700 000 Liter durch ein

KKW am Niederrhein geleitet werden, Aus dieser Tabelle ist

somit auch ersichtlich, daß bei Ausschöpfung der Aufwärme−

grenzwerte und bei ausgbzauter Kraftwerkskapazität jeder

große deutsche Fluß bis zu 64−73% seiner mittleren Niedrig−

wasserführung durch Wärmekraftwerke fließen und dort auf−

gewärmt würde,

Die Folge ist zuerst die Erwärmung des Flußwassers. So er−

laubte es der Wärmelastplan der sogenannten Gutachter der

Bundesregierung und ergeben dann auch die Berechnungen,

daß unterhalb von Karlsruhe der Rhein sich bis auf 28°C
erwärmen würde, Diesen Plänen liegen aber Grenzwerte für

saubere Gewässer zugrunde, und nicht für verschmutzte

Pfuhle wie der Rhein oder die Weser, die mit erheblichen

Mengen von organischen Substanzen und Bakterien verschmutzt

sind,

Im krassen Gegensatz zu diesen Temperaturen von 28°C steht

die Tatsache, daß es z.B, im Main in den letzten Jahren

immer dann zum großen Fischsterben kam, wenn die Wasser−

temperatur über 230=24°c anstieg.

Bei erhöhten Temperaturen nimmt die Löslichkeit von Sauer−

stoff ab. Bei 1°C − Wasser liegt die Löslichkeit von
0, bei

15,5 mg/l, bei 28°C bei 7,75 mg/l, also der Hälfte.
Ab 5 mg/l ist kein höheres Leben (Fische) mehr möglich. Die

7,75 mg/l beziehen sich aber wieder nur auf sauberes, un−

verschmutztes Wasser. In verschmutzten Gewässern (wie üblich

ist der Sauerstoffgehalt ohnehin geringer,

Die Verunreinigungen der Gewässer werden normalerweise

durch Mikroorganismen abgebaut. Hierzu wird aber gelöster

Sauerstoff gebraucht. Eine höhere Wassertemperatur beschleu−

nigt diese Prozesse, woraus auch ein höherer Sauerstoff−−

bedarf resultiert, der zum weiteren Absinken des Sauerstoffe

im Flußwasser führt. Ab einem bestimmten Punkt 1&4ßt dann

die? Selbstreinigung des Flusses nach, da die sogenannten
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sauerstoffverbrauchenden Bakterien nicht mehr genug

Sauerstoff vorfinden. Daraus folgt dann, daß die Abbau−

*
prozesse von der sauerstoffverbrauchenden (aeroben) in

Faulprozesse umschlagen. Es bildet sich Faulschlamm, die

Wasserqualität sinkt, es kommt zum Absterben der Pflanzen

und Tiere. Das Gewässer kippt um.

Die Folge der Wassererwärmung ist somit die Verunreini−

gung mit Krankheitskeimen. Hierzu gehören Salmonellen

(Typhuserreger), Enterococcen und er
er

Die

mittlere Temperatur im Kühlkreislauf von 38°C ist die

optimale Bruttempemperatur für pathogene (krankheitser−

regende) Bakterien.

Auch Blaualgen lieben dieses Milieu und tragen zur Faul−

?schlammablagerung
bei und scheiden auch hochgiftige Ei−

weißstoffe ab, die tödlich wirken können,

Schlimme Folgen auch für das Trinkwasser können dadurch

resultieren. Durch Aufbereitung des Rheinwassers werden

z.B. 18 Mio. Menschen zwischen Basel und Rotterdam mit

Trinkwasser versorgt. Die durch die Temperatur bedingten

Geruchs− und Geschmacksbelästigungen des Wassers durch

die Faulprozesse sind schwer oder gar nicht zu beseitigen.

(z.B. Blaualgen). Nur durch erhöhte Zusätze durch Chlor

oder kostenaufwendige Entkeimungsverfahren, die durch den

Steuerzahler und Wasserverbraucher aufgebracht werden müssen,

ist das Wasser genießbar zu machen. Selbst das Bundes»innen−

ministerium erwähnt die Tatsache, daß radioaktive Abwässer

die "Trinkwasserqualität" beeinflussen könnte und zu be−

denken sei, daß in der BRD praktisch alle radioaktiven

Abwässer in einem der großen Flußsysteme zusammenkommen.

Allerdings!

Untersuchungen zeigten, daß hauptsächlich folgende Radio−

nuklide im Abwasser von Kernkraftwerken auftauchen;

Kobalt 58, Kobalt 60, Strontium 89, Strontium 90, Jod 131,

Cäsium 134, Cäsium 137 und Tritium. Gerade das Tritium, das

sich durch die besondere Fähigkeit auszeichnet, das Erb−

material zu verändern, ist ein Problemstoff unter den

Radionukliden. Selbst nach Angaben des Bundesinnenministe−

riums sind wirtschaftliche Abtrennverfahren von Tritiun

und Wasser, bzw Luft noch nicht bekannt. Die "International

Atomic Energy Agenca" berichtet: Die Trennung von Tritium

aus Wasser ist äußerst schwierig und wird nicht praktiziert.



A
Daher ist man noch gezwungen, es in die Umwelt entwei−

chen zu lassen, wo es verdünnt wird. J.Plauet berichtet,

daß Tritiumwasserdampf praktisch überall hingelangt

(in Regen, Grundwasser, Wurzeln, Humus, Blätter, Tie−

re etc.). ?

Die Anreicherung der Radionukleide in Kleinstlebewesen

ünd über die biologische Kette auch in größeren Lebe−

wesen ist an einer Studie in Hanford am Kolumbiafluß

in den USA in der Nähe von Reaktorarflagen aufgezeigt

worden. War auch die gemessene Radioaktivität unterhalb

des dort betriebenen Reaktors im Grenzbereich, so waren

die Anreicherungen im Flußplankton 2000mal, in den En−

ten 40 000, in Jungvögeln, die sich von Insekten nähren,

500 000 und im Eigelb der Wasservögel 1 000 000mal

größer als im Wasser selbst.

Daß damit nicht nur eine lebensgefährliche Anreicherung
im Menschen erzielt wird, sondern bevor in der Nahrungs−

kette der Mensch erreicht wird, auch Tiere absterben,

ist selbstverständlich. Aus der Wassererlaubnis für das

Kernkraftwerk Würgassen an der Weser ist anhand einer

Auflage bekannt, welche Schäden für den Fischbestand

zu erwarten sind: Die jährliche Zahlung für das vorher−

sehbare große Fischsterben ist jährlich in Höhe von

250 000DM − im Voraus − an die Fischereiverbände zu

überweisen. (E.H.Reinhardt: Gutachterliche Äußerung zur

Wassererlaubnis und zur Betriebserlaubnis Würgassen,

Bad Pyrmont?)
y ;
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2. Neben der erwarteten und bewiesenen Flußwasserver−

seuchung werden auch durch Wärmeverdunstung mittels

’Kühlsystemen und erwähntem Flußwasser Radioaktivität

abgegeben, bzw. klimatische und gesamtökologische Ver−

änderungen bewirkt.

Es ist heute nicht mehr möglich, weitere große Kraft−

werke mit einer Flußkühlung ohne Kühltürme zu bauen.

Die Nasskühltürme bedeuten jedoch nur eine Vetlagerung

der Belastung von den Flüssen auf die Kraftwerksumge−

bung. Daß bei der Auswahl der KKW−Standorte ausschließ−

lich kommerzielle Gesichtspunkte ausschlaggebend waren,

vermutet sogar in einer umfassenden Untersuchung Dr. A.

Rudloft, Diplom Meteoroöloge und Bundesreferentfür Um−

weltschutz, als er feststellte, daß die Standorte für

die KKWs Breisach, Obrigheim, Neckarwestheim, Biblis,

Marbach etc. in besonders ungünstigen, austauscharmen

Luftzonen errichtet wurden.

Dos Gebiet Breisach liegt in einer austauscharmen und inversionsreichen Zo−

ine (ca, 45 − 50% aller Wetterlagen sind dort Inversionslagen!), so daß eine Zunah−

?me der Nebelneigung und bei bestimmten Wetterlagen eine Zunahme der Gewit−

terhöufigkeit und Gewitterverstärkung befürchtet wird, da das unmittelbar ostwärts

ansteigende Kaiserstuhlgebiet mit Deutschlands bevorzugten Weinbauzonen ohne−

?hin jetzt schon eine stärkere Gewittertätigkeit aufweist als die freie Rheinebene,

bislang aber nebel− und bewölkerungsärmer, daher sonnenscheinreicher ist als die

freie Rheinebene. Für das Kernkraftwerk Nackarwestheim (Steinbruch bei Lauffen .

am Neckar, äußerst austauscharme Zone im engen, windungsreichen Neckartal

mit vorzüglichen Weinbauzonen und landwirtschaftlichem Qualitätsenbau) ist als

Termin der Zeitraum 1975/76 vorgesehen. Das Kraftwerk ist bereits im Bau. Die
−

 Kuhlturme sollen lediglich eine Höhe von 18 m erhalten, durch Ventilatoren »l−

len die Durchlaufkühlungen auf 15 m/s beschleunigt werden, wodurch nach Anga−

ben der Gemeinschaftskraftwerke Neckar (Stuttgart/Eßlingen) die Wi rksamkeit
"yon ca, 120 m hohen Kühltürmen erzielt werden sollen. Da die umliegenden Hö−

− hen jedoch eine relative Höhe von 170 m gegenüber dem von den GKN aufgekäuf−

ten Steinbruch besitzen, wird diese "beschleunigte Durchlaufkühlung" vor allem

bei Nebel− und Hochnebellagen wenig wirksam sein, Bekannrlich leidet das

; Neckartal ohnehin unter häufigem Nebel. Der genannte Stardort befindet sich

"in einer sehr windschwachen und austauscharmen Zone. Es werden befürchtet:

 Zunehmende Nebelneigung, bei bestimmten Wetterlagen Nebeinässen, dadurch ;

bei Frosttemperaturen Glatteisvildungen, ferner Schneefulle mit Glöttebildung _J

Es werden befürchtet: Zunehmende Nebelbildungen, bei

bestimmten Wetterlagen Nebelnässe, Frosttemperaturen

und Glatteisbildung und Schneefälle. Am Beispiel des

KKW?s Marbach II zeigte der Autor auf, daß die Gutach−

ten von Prof. Diem (für das Badenwerk) und von Dipl.

Physiker Jurksch (für die Rhein−Westf. Elektrizitäts−

werke AG) die eigentliche Klimabeeinflussung nur am

Rande erwähnt und das Gutachten einseitig ist.

Auch wurden die Auswirkungen der Kühlturmauswürfe auf

die Wetterbedingungen im Nordosten von Illinois nicht
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erwähnt. Diese Gutachten berichten von Nieselregen oder

Schneefällen, die den Kühlturmauswürfen zuzuschreiben

seien und von Wolkenbildungen im Lee der Kühltürnme.

Man muß wissen, daß ein Naßkühlturm mit der Leistung von

1200 Megawatt pro Sekunde 664 kg Wasser verdunstet

und damit ein Zehntel der gesamten Bodenseeverdunstung

erreicht. Besteht ohnehin in der Umgebung häufig eine

Luftfeuchtigkeit von 90% oder Nebelneigung, so erhöht

sich die
Nebeldichte.

Im Allgemeinen ist die Zone 2−5km

um das KKW besonders gefährdet.

Kühlturm (1380 MWe−KKM) Technische Daten

Tab. 2 Wasserdurchsatz ca. 121000 ch

Verdunstung ca. 3000 Vh
Tröpfchenauswurf !rotz i

Tropfenabscheider ca. 40Uh

Luftdurchsatz
} ?ea, 70 Mio m3/h

Durchmesser 125 m

Höhe
j

152 m
Luftaustrittsgeschwindigkeit 4−5 m/s = 15−18 km/h

Nach dem amtlichen Gutachten des Deutschen Wetterdien−

stes für den Standort des KKW Biblis herrschen im dorti−

gen Raum pro Jahr an 130 Tagen Witterungsverhältnisse,

die für die Dampfnebelbildung günstig sind. Bei der Er−

wärmung des Rheinwassers um 10° steigt diese Zahl schon

auf 164 pro Jahr an, bei einer Erwärmung um 3C°auf

230 Tage/Jahr.
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Nebelzunahme bedingt Sonnenscheinabnahme. Da die bis−

herigen Standorte überwiegend Qualitäts−weinbau−Zonen

Südwestdeutschlands bevorzugen, befürchtet vor allem

der Weinbau Nachteile. Schwankungen der Weinqualitäten

sind die Folge. Eine Verlängerung der Nebeldauer um

10−25% wurde errechnet und umso größer ist auch die Ge−

fahr, daß sich der Nebel überhaupt nicht auflösen wird.

Der Winzer ist aber zum Erreichen einer guten Weinquali−

tät besonders auf das Ausnutzen der Herbstsonne angewie−

sen. Aber der Herbst bringt schon Nebel mit sich. Wein−

qualität und Sonnenaktivität gehen parallel. Qualitäts−

einbußen sind die unmittelbaren Folgen.

Wiederum Rudloff zeigt in 2 Beispielen die Gefahr von

Wetterkatastrophen auf:

> "Es sei nur an zwei Wetterkatastrophen* erinnert: Die Pforzheimer Windhos= vom 10. Juli 1968 (senr schwüle Gewitter−Luft−
masse, Dompfdruckwerte bis zu 21 mm Hg, gebietsweise heißester Tag des Jahres,

Gewitterfront)
richtete in 90 Sekunden allein im Raume von Pforzheim Schüden in

Höhe von 110 Mio DM an und vernichtete auf einem 31 km langen, co. 600 − 1200 m
breiten Streifen zwischen zwischen Schielberg und demAutohahn−Kilomater 235

, (Stuttgort−Pforzheim) nohezu alle Waldungen, Obsiböume und Gebäude, webei die" Gemeinde Ottenliausen besonders hart betroffen wurde. Das Stuttgarter Hagelunwet?#
tar vom 15, August 1972, verbunden mit \/olkenbruch, richtete in 34 Minuten einen
Schoden von 150 Mio DM on, Bei unnlitigiter Wettersituation liegen derartige
Ereignisse bei Naßkühltürmen im Berziche des Müglichen.

Nicht nur schädliche Auswirkungen auf den Weinbau, son−

dern auf die gesamte Landwirtschaft werden eintreten.

Eine Studie der Kernforschungsanlage Jülich kommt zu

dem Ergebnis, daß die 4 Kühltürme zu einer Erhöhung des

Niederschlags um 80mm/Jahr in einer Entfernung von

1,2km vom Kraftwerk führen werden. In 4 km Entfernung

beträgt die Erhöhung nach Angaben der KKyu−Betreiber

50mm/Jahr. Es heißt dann in der Studie wörtlich:

−"Die Niederschlagserhöhung kann einen merklich negati−

ven Einflüß auf das Wachstum der Pflanzen hervorrufen.

Durch die erhöhte Bodenfeuchtigkeit können bevorzugt

Pilze, Infektionen und andere Krankheitserreger aul−

treten, die eine Erhöhung des Spritzmittelverbrauchs
und eine qualitative und quantitative Ertragsminderung

zur Folge haben."

’$o’ waren im Frühjahr 77 stärkere Fröste als früher und

mehr Fäulnis bei Obst und Trauben aufgetreten.

Ein ganz markantes Beispiel der Pflanzenschädigung in

der Umgebung eines Kühlturms kann am Beispiel eines

verhältnismäßig kleinen Reaktors (60 Mi) des Kernfor−
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schungszentrum Karlsruhe aufgezeigt werden.

Es waren erhebliche Vegetationsschäden in den Ge−

bieten Linkenheim und Leopoläshafen, besonders an

Bäumen wie Eichen, Buchen, Ahorn und Ginster aufgetre−

ten. Die Nadeln der 50−60 jährigen Kiefern wurden

braun und die Bäume starben ab. Mitten im Sommer ver−

färbten sich die Laubbäume braun wie im Herbst. Bei

den nicht unmittelbar betroffenen, aber geschwächten

Bäumen trat ein verstärkter Pilzbefall auf. Die wirk−

liche Ursache der Kühlturmschäden konnte nicht gänz−

lich geklärt werden. Der Leiter des zuständigen Forst−

ämtes (die geschädigten Bäume stehen in einem Staats−

wald)
ist der Meinung, daß das Kühlwasser zu chlorhal−

tig und zu salzhaltig gewesen sei und die Baumkronen

beschädigt habe. Ermitteln ließ sich dies nicht mehr,

da Hals über Kopf die Bäume abgeholzt wurden.

Ständige Erhöhung der Luftfeuchtigkeit und Substanzen

aus dem für die Kühlung verwandten wasser sind die

Ursache.
ö

Auf die erhöhte Krankheitsanfälligkeit durch Kühlsy−

steme, Klimaveränderungen etc. besonders wegen der

Lungengängigkeit keimreicher Wassertröpfchen kann hier

nicht eingegangen werden(s. Gesundheitsgefährdung durch

Kernenergie)

Diese Ausführungenüber Bio−ökologische Schäden durch

KKW?s können nur Hinweise sein aus der Reihe zahlrei−

cher wissenschaftlicher Ergebnisse. Es wurde hierbei

im wesentlichen auf Verhältnisse und Erfahrungen in der

BRD eingegangen, die schon als zu deutliche Hinweise

? auf die Gefahren geben.
Der Kommentar/ von Loriot

m?

Explosionen in Kern− ... sent man weiß, daß im
kraftwerken sind nicht mehr Katastrophenfall....

so unbeliebt... Sr

... auf einer Fläche von ?sämtliche Garten−
400 Quadratkilometern... | schädlinge vernichtet wercc
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II. Die Veränderungen im sozialen und wirtschaftlichen

Gefüge sind zahlreich, es kann hier aber nur auf Trends

und Erfahrungen der letzten 6 Jahre zurückgegriffen

werden.

Von den Kernkraftwerksbefürwortern und Betreibern wird

der Bau von Kernkraftwerken und Wiederaufbereitungsan−

lagen geradezu als Segen für die Zukunft dargestellt.

Welch wahnwitzige Formen diese Behauptungen annehmen

können, zeigen die Feststellungen, daß durch die Bau−

ten (KKW?s und WAA) nun Sozialeinrichtungen,
Straßen

und kommunale Einrichtungen geschaffen würden. Die

Infrastruktur (Zu− und Abfahrt), Eisenbahn etc. würde

gebessert, Arbeitsplätze in wirtschaftlich abgelegenen

Regionen geschaffen und gar das Flußwasser werde durch

die Kühlsysteme gereinigt und damit die Freizeitnut−

zung der Flüsse gesteigert.

In Wirklichkeit sieht es aber ganz anders aus. Kern−

kraftwerke und Wiederaufbereitungsanlege liegen an

Standorten in ländlichen Gegenden. Die Landwirtschaft

ist dort noch ein bedeutender Wirtschaftszweig. Zum

ersten verlieren die ansässigen Landwirte ihre bisheri−

ge Erwerbsgrundlage, da die Kernkrafteinrichtungen auf

ihrem Land stehen. Auch umliegende Landflächen werden

durch neue Straßen, Gebäude und Eisenbahnanschlüsse

−gerschnitten. Die Gefahr, die aber einen weitaus grös−

seren Kreis von Bauern trifft, besteht in der möglichen

Verseuchung ihrer Produkte s.o.

Am Beispiel der Abgabe von Radionukleiden. durch eine

wAA läßt sich aufzeigen, daß z.B. die Milchwirtschaft

unmöglich wurde, da sich zu große Mengen an radioakti−

vem Jod in der Milch ansammeln würden. Daher wurde von

staatlicher Seite erwogen, im Umkreis von 30km die

Milchwirtschaft nicht mehr zuzulassen. Oder es kommt So,

wie es ein Vertreter des TÜV auf einer Sitzung im

Aschendorfer Kreishaus am 23.1.76 sagte: "Die Milch in

der direkten Umgebung müsse jedoch besonders vermarktet

werden, und hierfür könne nur ein besonderer Fersonen−

kreis in Frage kommen." Die"besondere Vermarktung" ge−

schieht schon seit geraumer Zeit. So wurden Milchpro−

dukte aus der Zone um die KKW?s Esenham und Porken

nicht ausschließlich in diesen Zonen verkauft, son−
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dern preisreäuziert in anderen Bundesländern direkt

oder schön mit anderen Milchprodukten vermischt abge−

setzt. Auch die übrigen Landwirtschaftszweige sind ge−

fährdet, da nicht nur über Viehfutter, sondern auch

über Ackerprodukte und Fflanzen radioaktive Stoffe

eingelagert und weitergereicht werden.

Wenn der Anbau von Getreide und Gemüse in der Nähe

der Anlagen auch weiterhin erlaubt sein wird, müssen

die Eauern und Weiterverarbeiter mit Rufschäden rech−

nen, die den Absatz ihrer Produkte erschweren könnten,

da die Großhändler und Verbraucher (mit Recht) eine ra−

dioaktive Verseuchung der Produkte annehmen.

Die Auswirkung auf den Erholungswert einer Region und

sonst auf den z.T. zur Existenz notwendigen Fremden−

verkehr läßt sich am Beispiel einer Atommüllfabrik

aufzeigen: Menschen aus industriellen Ballungszentren schätzen ländliche Gegen−− den wegen ihrer natürlichen, nicht durch Industrie zerstörten Landschat:
und der sauberen Luft. Durch die geplante Atommüllfabr?k würde in ein
Gebiet, das bisher noch diese Vorzüge aufweisen konnte, ein Wahrzei−
chen einer Mensch und Natur bedrohenden Industrie gesetzt werden.
Wer wird schon in einer Gegend Erholung suchen, in der ihm ständig

Ya
« gesundheitiiche Gefährdung durch Radioaktivität in Form eines viel−

on
4 leicht 400 Meter hohen Abgasschornsteins vor Augen steht.

Zum Problem der Landschaftsveränderung schreibt die KEWA:
ke «. . . Positiv wirkt sich aut Tier− und Pflanzenwelt aus, daß das Standort−

2 gelände aus Gründen.der nuklearen und konventionellen Sicherheit für

un
allgemeinen Publikumsverkehr nicht zugänglich ist» [KEWA 75.5.

28]. ö £ \

Was soll einem erholungsuchenden Menschen ein derartiger Lar.d−
schaftsschutz nützen, wenn jegliches Betreten dieses Gebietes durch
hohe Zäune verhindert wird?

Auf die Auswirkungen auf die Infrastruktur und die

Arbeitsplätze wurde in einer gesonderten Thematik ein−

gegangen.

Es soll abschließend noch ein Punkt berücksichtigt

werden. Durch äie Einrichtung von Kernkraftwerken und

Atommüllanlagen könnte die Standortregion in eine

strukturelle Abhängigkeit von der Atomindustrie gera−

ten. Daher ist es zu befürchten und als Einzelbeispiel

schon aufgezeigt worden, daß sich andere Industrieunter−

nehmungen in der Umgebung nicht niederlassen werden,da

sie sich durch die Art ihrer Produktion nicht mit Atom−

anlagen vertragen. Vor allem sind das dann Betriebe .der

Nahrungs− und ?rzneimittelherstellung, die sich zu−

sätzlichen kontrollen, Auflagen und Rufschäden aus−

setzen würden.
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Ein Beispiel ist dazu der Prozeß der homöopathischen

Arzneimittelfabrik Lohmann an der Weser, die sich

durch die Nähe des AKW’s Grohnde und die \utzung von

radioaktiv verseuchtem Wasser geschädigt sieht.

So wurde auch in der Ems − Zeitung vom 27.April 76

berichtet, daß sich wegen der wiederaufbereitungsan−

lage Karlsruhe eine Schokoladenfabrik entgegen den ur−

sprünglichen Absichten dort nicht angesiedelt hat.

Die Folgen sind somit für alle erwähnten Eereiche

wirtschaftliche Verschlechterung der Bewohner, Ver−

ödung der Landschaft, verstärkte Gefährdung der Ge−

sundheit der Bewohner der Umgebung allein auf Kosten

von Kernkraftanlagen.
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Die Beziehung zwischen Wachstum und Arbeitsplätzen einerseits

und ;achstum und Enerrieverbrauch andererseits,

Die Diskussion um die Problematik der Hernenergie droht an

einem sehr wichtigen Punkt in die Sackgasse zu geraten:

Seit Jahren haben wir in der BRD ungefähr 1 Million Arbeits−

lose.

Es heißt,nur durch die Sicherung einer hohen Wachstumsrate

(4−55) und die dadurch erfolgenden Investitionen sei ein Abbau

der Arbeitslosigkeit möglich.Wachstum erfordere aber eine aus−

reichende Energieversorgung,die mit den jetzfigen ?von Kohle

und Öl abhängigen Technologien nicht auf Dauer abzudecken sei,

Deshalb sei z.Zt. die Kernenergie die einzig effektive Alter−

native.

Dazu ein Zitat aus der" Quelle" 4/77 :

Angesichts der ständigen Arbeitsplatzverluste durch Rationa−

lisierung ist eine erfolgversprechende Vollbeschäftigungspo−

litik osne gle_chzeitige Wachstumspolitik ...nicht möglich",

Dabei stützt sich der Verfasser in seinen Wachstums−und Energie−

proznosen auß die Bundesregierung.

Das Fazit des DGB führte dann−in Anbetracht ungelöster Sicher−

heitsprobleme und der Entsorgungsfrage− zum "bedingten Ja "

zur Kernenergie.

Wir möchten uns heute zunächst auf düe wirtschaftlichen Hinter−

gründe des Kernenergieprogramms beschränken und untersuchen

Fragen des Wirtschaftswachstumns und der Energeiversorgung,vor
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allem unter dem Aspekt der Arbeitsplatzsicherung.

Zunächst beschreibe ich anhandeines. Artikels aus der"Quelle"4/77

den qualitativen Unterschied zwischen den Wachstum der Nachkriegs−

zeit und den Bedingungen des Wachstums heute.

Das Wirtschaftswachstum der Nachkriegszeit war vor allem dadurch

gekennzeichnet,daß die Steigerungsrate der Güterproduktion (also

die Menge der produzierten Güter) größer war,als die sog. Zuwachs−

rate der Arbeitsproduktivität.(d,h Steigerung des Wertes der ge−

leisteten Arbeit in der gleichen Arbeitszeit).In der Nachkriegs−

zeit wurde die Zahl der Arbeitskräfte erhöht,um die Produktiond−

menge zu steigern und damit das Wachstum zu erhöhen.Da dies aber

heute durch die steigende Sättigung der Märkte nicht mehr in dem

Maße möglich ist,muß der Unternehmer das,was er produziert,

möglichst kostengünstig und rationell produzieren,gezwungen durch

den Konkurrenzkempf.

Es war also in den 50er Jahren

noch möglich,durch eine Hohe

Wachstumsrate
auch Arbeits−

plätze zu schaffen.Immer mehr

Menschen fanden einen Arbeits−

platz und waren somit in der

Lage,die produzierten Güter

auch zu kaufen,

Natürlich wurde auch damals schq

in den Fabriken rationalisiert.

Arbeitsplätze wurden auch da−

mals schon eingespart,doch

konnte die stark wachsende In− Air hüben könanibnängen

" 4 . s 5 entdeckt, verehrte Kollegen, außer

äustrie gleich neue Arbeits− auf unseren Konten, und die
waren positiv!?

plätze bereitstellen.
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Rationalisierung brachte für uns zum Beispiel auch den Fortschritt

aaß viele Verbrauchsgüter für immer mehr Menschen erschwinglich

wurden.Sinnvoll ist es natürlich auch,unmenschlich harte und

gesundheitsschädliche Arbeiten mit Maschinen zu verrichten.

Rationalisierung brachte zudem auch die Verkürzung der Arbeits−

zeit und eine Verlängerung des Urlaubs−wohl aber nicht automa−

tisch als Geschenk−es mußte von den Arbeitnehmern erkämpft werden.

Im Laufe der Zeit kann aber eine Sättigung des Marktes bei zahl−

reichen Verbrauchsgütern nich t verhindert werden,dgafast jeder

sie bereits besitzt.Einige,für uns weniger erfreuliche Möglich−

keit−die sog. Sättigungsgrenze hinauszuschieben−besteht z.B. darin,

Qualität und Lebensdauer der Produkte zu mindern ?damit siein

gewissen zeitlichen Abständen neu angeschafft N müssen.

Andererseits besteht die Mäglichkeit,neue Marktlücken zu er−

schließen,indem dem Käufer mithilfe geschickter Werbung der Be−

sitz bestimmter Produkte suggeriert wird.

Rationalisierung bei stagniernden Märkten ist für jedes Unter−

nehmen lebenswichtig.Nur derjenige,der durch kostengünstige Pro−

duktion billiger verkaufen kann als die Konkurrenz,ohne dabei

qualitativ schlechter zu produzieren,kann sich auf Dauer behaup−

ten.

Was dies aber für den Arbeitnehmer bedeutet macht eine Untersu−

chung des Institutes für Arbeits−und Berufsforschung der Bundes−

anstalt für Arbeit sehr deutlich:" Im Zeitraum von 1970−75 sind

rund 1,5 Millionen Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe weg−

rationalisiert worden.Nur 2/3 der Betroffenen konnten anderwei−

tig eingesetzt werden.500000 sind arbeitslos geworden. (Tages−
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spiegel 3.4.77)

Zitat Spiegel!s 53/77 :" Unzweifelhaft haben :ich manche Pro−

duzenten,etwa die Hersteller von Kühlschränken und Fernsehappara−

ten,von Beton oder Schiffen den Sättigungsgrenzen ihrer Kund−

schaft genähert".

Nach Ifo soll die Arbeitslosenquote bis 1985 auf 1,7 Millionen

angestiegen sein.Dieser Trend wird verstärkt durch die wachsende

Konkurrenzsituation auf dem Weltmarkt,durch Ostblockstaaten und

?
Entwicklungsländer,die einige Wirtschaftszweige ver«nlaßt hat

in sog. Biliiglohnländer zu produzieren."Technisch unproblema−

tische Verfahren wie die Chemiefaserproduktion −so Bayer−Chef

Grunewald−seien auf die Dauer nur im Ausland wachstunsträchtig"

Rund 400 Milliarden DM sind’nach Angaben des "Stern" bislang von

Westdeutschen Unternehmern im Ausland angelegt worden. 144.000

akm? Land sind aufgekauft worden.Eine Fläche,die der Hälfte der

BRD entspricht,

Investitionen im Ausland können sich aber wohl wenig auf die

Sicherung der hiesigen Arbeitsplätze auswirken.Gerade die ar−

beiteinhensins Industrie nutzt die kostengünstigeren Produktions−

bedingengen im Ausland: die Löhne liegen wesentlich niedriger,

Sozialabgaben entfallen teilweise oder ganz.

Ind numpesnenSimalBut,waspasseri,wenn?chdasDing Nuaraunakeche’
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Aber auch in der BRD ist es trotzdem manchen Branchen ge−

lungen, im letzten Jahr überdurchschnittliches Wachstum zu

erzielen. Prachteuns dies wirklich mehr Arbeitsplätze?

Das Beispiel Automobilindustrie mit ca. 600000 Beschäftig−

ten kann das verdeutlichen, Zitat Spiegel: "Die Wachstuns−

rate von knapp 13% 1977 wird in diesem Jahr gehalten, wenn

nicht um 2% übertroffen (laut IFO). Entsprechend zögerten

die Firmenchefs in den beiden fetten Jahren mit Investiti−

onen in neue Fabriken und mit der Einstellung von Arbeits−

kräften. Man behalf sich mit monatelangen Lieferfristen für

den Autokäufer und ständigen Sonderschichten für die Beleg−

schaft."

Das Handelsblatt vom 22.7.76 nennt die Zahlen genauer. Zwi−

schen 1973 bis 75 wurden 63000 Arbeiter entlassen, inzwi−

schen lediglich 12−13000 wieder eingestellt.

Etliche Branchen werden vermutlich in diesem Jahr zulegen

oder ihren hohen Stand halten. Nur wenige Wirtschaftszweige

sind von Auszehrung und Rezession bedroht. Trotz hoher Gewinne

wird das #rbeitsplatzproblem noch nicht angepackt. Es ist

offensichtlich auch attraktiver im Ausland zu investieren.

Dort sind noch höhere Wachstumsraten zu
erwarten..Außerdem

wird durch die Industrialisierung dieser Länder dort eine

Infrastruktur geschaffen, die sie zu interessanten Export−

partnern macht.

So bleibt offenbar nur eine vage Hoffnung, daß ausreichen−

des Mehr an Wachstum in der BRD überhaupt zu erwarten ist;

und wenn es in Form von riesigen Gewinnsteigerungen da ist,

schafft es trotzdem keine weiteren Arbeitsplätze.

Aber in welchem Zusammenhang stehen nun die Fragen des Wachs−.

tums und der Arbeitslosigkeit mit der Kernenergie?

Welche wesentliche Rolle Energie überhaupt für die Unternehmer

in den letzten Jahren gespielt hat, machen folgende Zahlen

deutlich:

Chemische Industrie:

Die chemische Industrie− einer der größten Stromverbraucher−

war in den letzten Jahren ein Industriezweig mit hoher Wachs−

tumsrate. Inr Stromverbrauch kletterte von 23 Millionen Kilo−

wattstunden im Jakr 1962 auf über 39 Millionen Kilowattstun−

den im Jahr 1973. Die Zshl der Beschäftigten stieg aber im.

gleichen Zeitraum nur von etwa 500000 auf 580000, wobei die

Zahl der geleisteten Arbeitsstunden 1973 jedoch niedriger lag

als 1962.



34−
Tabak−Industrie

Die Tabak verarbeitend Industrie hatte etwa ein Wachstum,

das dem in der gesamten Industrie entspricht. Der Stromver−

stieg um das +reifache, die Produktion um 389%. Die Be−

schäftigungszahl wurde jedoch von 74000 im Jahr 1963 auf

34000 im Jahr 1973 heruntefationalisiert.

Leder−Industrie

Die Lederindustrie ist eine Branche mit stagnierender Produk−

tion. Sie ist eine sehr arbeitsintensive Industrie. Die Zahl

der Angestellten blieb in den letzten 10 Jahren etwa gleich,

die Zahl der Xrbeiter sank um 16%.

Der Stromverbrauch nahm aber über die Hälfte zu, bei gleich−

 bleibender Produktion.

Worauf ist dies zurückzuführen?

1974 stellte die Vereinigung der Deutschen Elektrizitätswerke

fest: "Trotz gestiegener Strompreise und einem fast doppelt

so hohem Stromverbrauch je Arbeitsstunde, wiegen die Zusgeben

für den Strom im Vergleich zu den Lohnkosten heute wesentlich

geringer als vor 10 Jahren.

Es ist kostengünstiger in der BRD die £Zrbeit durch Maschinen

verrichten zu lassen als durch Menschen. In den Billiglohn−

ländern ist es dagegen umgekehrt.

Nun wird wohl etwas deutlicher, wozu der Strom aus den zusätz−

lichen Atomkraftwerken gebraucht werden soll: nämlich zur wei−

teren Rationalisierung. (Wobei die Frage, ob dazu überhaupt

Atomstrom gebraucht wird im Moment beiseite gelassen wird).

Im Zusammenhang mit dem geplanten Bau des KKW Wyhl ist sehr

interessant, wie sich die Landesregierung von Baden Würten−

berg zu dem Arbeitsplatzproblem geäußert hat:

Nach der Regierungserklärung vom 27.2.75 heißt es:

"Sichere Energieversorgung heute heißt sichere Arbeitsplätze

morgen. D.h. umgekehrt: Steht die Energie nicht rechtzeitig

und ausreichend zur Verfügung, so kostet das Arbeitsplätze."

Doch noch einen Monat vorher war in der Teilerrichtungsge−

nehmigung vom 21.1.75 ein änderer Tenor festzustellen:

"Danach? ist deutlich erkennbar, daß ein zunehmender Strombe−

darf infolge der weiteren Rationalisierung (Ersatz von Ar−

beitskräften durch verstärkten Energieeinsatz)... zu erwar−

ten ist."
\
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Nach allem, was in der deutschen Fresse, z.B. Spiegel, Handels−

blatt, Statistischen Jakrbuch und natürlich in kritischen Auf−

sätzen zu lesen war, wird uns immer unverständlicher, was

Eundesregierung, Unternehmer und der LGB verstehen unter

"Kernenergie sichert Arbeitsplätze".

DER VERLUST VON ARBEITSPLATZEN

Baugewerbev Gummi
Asbes?



− 36?

Wird es in Zukunft eine Energielücke geben?

− Beschreibung der jetzigen Situation auf dem Energiemarkt

− Einschätzung des Energiebedarfs bis 1985

− Einschätzung des Energiebedarfs für die Zeit nach 1985

Die Situation auf dem Energiemarkt ist zur Zeit durch einen
Überfluß aller Energieträger gekennzeichnet.
Auf dem Kohlesektor sind die Absatzschwierigkeiten seit Jahren

bekannt. Die Stromkraftwerke mußten durch das Verstromungsgesetz
gezwungen werden, den Bergwerken jährlich 35 Mio. Tonnen Kohle
abzunehmen. Die jährliche Kohleförderung mußte von 126 auf 39
Tonnen vermindert werden und . die Halden wuchsen trozdem

ständig weiter. Die sogenannte Ölkrise brachte für die Kohle−

bergwerke keine Erleichterung.
Auf dem Kohlesektor ist die Situation in der BRD ebenso wie im
Ausland durch Absatzschwierigkeiten bzw. durch ein Überangebot
gekennzeichnet.

Auch beim EnergieträgerGas, ist durch langfristige Lieferver−

träge in der Vergangenheit die Versorgung gesichert und mitt−
lerweile besteht eine Konkurrenzsituation zwischen den beiden

genannten Energieträgern.
Beim begehrtesten Energieträger unserer Volkswirtschaft, dem

Erdöl, läßt sich zur Zeit eindeutig eine Energieschwemme fest−
stellen. Betrachtet man die drei wichtisten Parameter, Förder−
kapazität, Tankertonnage und Raffineriekapazität, so ergibt
sich folgendes Bild:
Ta

Zen
Fünftel der Förderkapazität der OPEC Länder ist still−

gelegt
2. Ein Zehntel der einsatzbereiten Tankertonnage ist ungenutzt,

Rest der Tankerflotte fährt mit verminderter Geschwindig−
eit

3. Von den europäischen Raffineriekapazitäten ist ein Drittel
ungenutzt

Aus dem bisher gesagtem sollte klar werden, daß man von einer
Verknappung der Energieträger z. Zt. nicht sprechen kann.

Von der Bundesregierung ist zusammen mit der Elektrizitätswirschaft
die Prognose erhoben worden, daß bis zum Jahre 1985 20.000 Mega
Watt ?elektrischer Leistun aus Kernkraftwerken erforderlich sein
werden, um die bevorstehende Energielücke abzuwenden.

Es soll erläutert werden, daß diese Einschätzung der Energie−
situation bis 1985 auf falschen Voraussetzungen fußt.
Die Logik der regierungstreuen Energie− und Wirtschaftsprognostiker
sieht grob skizziert folgendermaßen aus:
Bei einem Wirtschaftswachstum von 4% bis 1985, wie es von der

Bundesregierung zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit und
der Rentenpleite bisher gefordert worden ist, wird ein Zuwachs

von?3% jährlich angesetzt. Im Stromenergiebereich wird hierbei

eine Steigerung des Stromverbrauchs von jährlich plus 6,2% bis

1985 angesetzt (PHognose der VDEW). Bei dieser Stromzuwachsrate,
die eine Verdoppelung des Stromverbrauchs in 11 Jahren vorsieht,
soll man laut Wirtschaftsministerium und VDEW auf 20000 MegaWatt
elektrischer Leistung aus Atomkraftwerken nicht verzichten können.
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Dies Argumentation ist an verschiedenen Stellen brüchig:
Zum Wirtschaftswachstum von 4% ist zu sagen, daß die
wirtschaftswissenschaftlichen Institute lediglich von
einem maximalen Wachstum von 3 % ausgehen. Die Prognostiker
der Mineralölkonzerne halten allenfalls 2,5 % für möglich.
Der VDEW Prognose wird in einer geheimgehaltenen Studie
des gleichen Konzerns wiedersprochen. Aufgrund einer Neu−

einschätzung der Stromnachfrage in den privaten Haushalten
kommen 19 Wissenschaftler zu dem Schluß, daß entgegen den

bisherigen Verlautbarungen auf die 20000 MegaWatt aus den
Kernkraftwerken gut und gerne verzichtet werden kann.
Die erste Prognose ging davon aus, daß die Stromnachfrage
in den privaten Haushalten bis 85 um jährlich 12 % st..eigt,
die neue Studie hält jedoch nur 2,7 % für realistisch.
Zu der geforderten Zahl von 20000 MegaWatt aus kerntechnischen
Anlagen ist zu sagen, daß bis vor kurzem noch von Politikern
und Energieprognostikern einhellig bis 85 eine atomare
Leistung von 45000 MegaWatt gefordert worden ist.
Allein diese schnelle und beträchtliche Anderung hinsichtlich
der Prognosen gibt zu Zweifeln gnügend Anlaß.
Außerdem ist zu fragen, warum die "fehlenden" 20000 MegaWatt
nicht auch in Kohlekraftwerken produziert werden können.
Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, mit welchen
Praktiken sich die Elektrizitätsunternehmen eine Monopols
stellung gesichert haben. Die Strom produzierenden Industrie−
betriebe wurden von den Elektrizitätsgesellschaften z.B.
durch Niedrigpreispolitik bei Stromabnahmeverträgen und
durch Boykottdrohungen in Spitzenbedarfszeiten immer mehr aus
dem Netz gedrängt. Die Produktion des wirtschaftlich wert−
vollen Industriestroms sank von 37,8 Mio KW im Jahre 1974
auf 18,8 , also auf die Hälfte.
Der Spiegel beschreibt die Energieverschwendung in der deutschen
Stromproduktion folgendermaßen:
"Allein aus dem Wasserdampf der zu allerlei industriellen
Prozessen genutzt?wird, ließen sich beiläufig,über elektrische
Generatoren geleitet, zusätzliche 21000 Megawatt gewinnen −
etwa soviel wie Bundeswirtschaftsminister Hans Friedrichs
sich für 1985 aus den umstrittenen Kernkraftwerken erhofft."

Nach einer Studie der
Bundesanstalt für Geo−
wissenschaften und Roh−
stoffe von 1976 stehen
bei einem Weltjahresbe−
darf von 9 Milliarden
Tonnen Steinkohleein−
heiten (SKE) die technisch
abbaubaren Mengen von 900
(ungünstigste Schätzung)
bis 3400 Mio SKE zur
Verfügung. Das entspricht.ü
einem Energievorrat an
fossilen Brennstoffen für
100 bis 400 Jahre.

WAS HALTEN SIE ALS ARBEITER AN KERNKRAFT
WERKEN von DER KRITIKAN KERNENERSIE!

WIR LASSEN UNS UNSERE
ARBEITSPLÄTZE voN
NIEMAND WESNEHMEN!



Energie−Katastrophe droht

Achtung,
Stromsperre!
Noch in diesem Jahrhundert müssen wir mit einer
Energie−Katastrophe rechnen. Wir alle werden die
Folgen des Strommangels zu spüren bekommen.

kerProfessor HelmuthSchäfer, Leiter des Instituts fürErergiuircha an derUniversität München (Foto), sagt in BILD am SONNTAwas Deutschland nach dem Baustopp für Kernkraftwerke en:
Dazu Bundeswirtschaftsminister Friderichsin einem Interview mit

BILD am SONNTAG:?An mehr Kernkraftwerken führt kein Weg vorbei!?’
Das Energiethema kommentiert WELT−Chefredakteur Dr. Herbert Kremp.

MorgeninBILDamSONNTAG
Am Zeitungskiosk, beim Straßenhändler, An Tankstellen, Zeitungsverhaufsgeräten −

in Gaststätten und S ae ah ins Haus.

ll am Sonntag

Benutzt man aufgeschlüsselt für
das Erdöl die ungünstigte Prognose
über die zur Verfügung stehende,
wirtschaftlich abbaubare RohstofT−
menge, so werden 1995 die Hälfte
der Rohölvorräte abgebaut sein.

Berücksichtigt man den steigenden
Ölbedarf nicht nur in der westlich
Welt sondern auch in der Dritten
Welt und den OPEC Ländern selbst,
so kann in den Neunzigerjahren mit
einer Öllücke gerechnet werden.
Eine entscheidende Frage ist daher
welche Energieträger als Ersatz fü
die spätere Zeit in Frage kommen.
Unter dem Eindruck der großen
Weltkohlevorräte ?unter dem Gesicht

punkt, daß Kohle und Erdöl aus−

tauschbar sind, auch über den

Energiebereich "hinaus (Kohle kann
verflüssigt und in der ?chemischen
Industrie genutzt werden)" ver−
wendet werden kann, kommt die Ford
Foundation zu dem Schluß, daß die
Kohle am ehesten geeignet ist! in
die Öllücke der Neunzigerjahre
zu stoßen.

Kernenergie kann nur zur Strom−

erzeugung benutzt werden.



Referat der Arbeitsgruppe kernenergie der ÖTV Göttingen, gehalten

an 23.2.78 im DGB−ilaus

Die wirtschaftliche Bedeutunz des Atomprosranna der 3RD 5

Das Referat versucht die wirtschaftlichen und politischen Hintergründe
des Atonprogramas und dessen Export darzulegen und will zeigen, warum

dieses Progranm dem Staat so wichtig ist, daß er es mit alien ?räften
.

in unserem Lande durchzusetzen versucht.

Seinen Anfang nahn das Atomprogramm mit der Gründung der DEUTSCHEN

ATOMKOMHISSION 1956. In dieser Kommission fanden sich Vertreter der

Banken, Versicherungen, der Elektrizitätswerke, einiger Stahl−und

Chemiekonzerne−− kurz gesast wohl säntliche Vertreter der führenden

Großindustrie und Hochfinanz−− neben Vertretern der Universitäten,
Handelskammern und Gewekschaften. Ihr Vorsitzender war der damalige
Bundesininister für Atomfragen F.J.ötrauß,. Ihr Ziel war es Hilfe zu

leisten beim Aufbau einer zivilen ktomwirtschaft,

Schon damals legte Strauß in der Zeitschrift DIE ATOMWIRTSCHAFT

vom Jannuar 1956 die Gründe für die Notwendigkeit eines Atomprogramns
dar... Zitat:

"Auch hier(gemeint ist der Bereich Atomenergie) hat bereits der

Kampf un die Weltmärkte begonnen".
Und weiter spricht er über Zugland:

"...sio (die Engländer) wissen, daß ebenso wie in 19. Jahrhundert
die Kohle zur Basis für die wirtschaftliche Großnachtstellung geworden

ist, in Zukunfteine führengde Wirtschaftsposition ohne Atomgrundlage
nicht mehr denkbar ist. \er nicht Atomanlagen sroßer und kleiner Ärt

liefern kann, wird sich nicht mehr in der vordersten Linie der Industrie−

nationen behaupten können."

Diese Ausführungen stellt er in folgenden Zusammenhang:
" Für uns ist das nicht so sehr eine Trage der politischen Macht, als

die Trage der Existenzmöglichkeiten unseres, auf kleinstem Raum leben−

den, Volkes."

Es drehte sich also hierbei von Anfang an überhaupt nicht um

Energieversorgungsproblese, ?sondern um Wirtschaftsmacht, die Strauß
in stiel der Nazizeit als "Existenzfrage" des "Volkes ohne Raum" zu
kaschieren süchte.



"Wie Englands Vormachtstellung sich auf Kohle gründete, so beruht die

Macht der USA mit auf der Kontrolle über das Oel. Die USA sind mit

47% der Gesamtölproduktion Hauptabnehmer für das ÖL. Dadurch besitzt

die USA eine Schlüsselposition auf dem Weltmarkt.Natürlich kann die

Atomenergie nicht mit dem Öl könkurieren, doch anläßlich der sog.

Ölkriese wird ihr eine ganz besondere Bedeutung zugesprochen.

In kaum einem anderen Land wurde die sog. Ölkriese für die Kernenergie

so ausgeschlachtet wie bei uns. Von Politikern und Industrie wurde das

Bild der Erpressbarkeit der BRD durch die ÖLlscheichs aufgestellt und

wegen der angeblich kurz vor dem Versiegen stehenden Ölquellen(siehe

auch under Referat über die sog. "Energielücke")die Notwendigkeit des

Atomstroms beschworen.

Der eigentliche Beweggrund für die Kernenergie lag damals wie

heute, wie wir gesehen haben nicht in Energieversorgungsproblemen, son−

dern im wirtschafts−bzw. machtpolitischem Bereich. Alternative Möglich−

keiten zur Kernenergie gibt es ohnehin, wie Studien zur Nutzung von

2+B. Abwärner, Sonnen−, oder Windenergie beweisen.

Damals hatte die BRD einen gewaltigen technologischen Vorsprung des

Auslands
aufzuholen, was nur durch gewaltige finanzielle Aufwendungen

möglich war. Die Industrie sah sich nicht in der Lage die nötigen Beträge

aufzubringen.

Dazu ein Zitat aus DIE ATOMWIRTSCHAFT, jannuar 1958:

" Es zeigt sich jedoch, daß das unvergleichlich hohe Risiko, das Investi−

tionen auf dem Gebiet der Atomenergie im heutigen Entwicklungsstadium

noch anhaftet, der privaten unternehmerischen Tätigkeiteine Grenze setzt,

soweit das Risiko nämlich die privatwirtschaftliche Finanzkraft über−

steigt und die private Initiative Lähmt.."

ö Die Aufgabe der Finanzierung übernahm also der Staat−− über den

Steuerzahler.

Die Subventionen des Staates betrugen seit der Gründung der DEUTSCHEN

ATOMKOMMISSION 1956−1977 ca.20Mrd. DM. Bis 1980 sind bereits weitere

1,2 Mrd.DM jährlich eingeplant. Vergleicht man die Förderung der Kern−

energie mit der von anderen Energieformen, So steht für den Zeitraum

4970−1980 ein Betrag von 2,2 Mrd. für konventionelle Energie einer See

von 9,2 Mrd. für Kernenergie gegenüber. Die Atomenergieförderung der

Bundesregierung fließt dabei fast ausschließlich−zu 90%− der Privatin−

dustrie au, während auf den staatlichen Bereich(Forschungszentren,

Universitäten) nur 10% entfallen. Hauptempfänger ist die SIEMENStochter

{

i
r
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KRAFTUSRK UNION, kurz KYU.

Durch das Ausscheiden der AEG aus der KWU Anfang 1976 wurde die KWÜ

vom US−Kapital unabhängig(die USA besitzen große Teile der AEG). Mit

der Erstellung des Leichtwasserreaktors 3iblis selang der technische

Anschluß an das Ausland und sonit wurde die KU ein ernsthafter Konkur−

rent, der sich bereits einen 103igen Anteil am Weltmarkt sichern konnte.

Dabei erhielt die Kill erst 1972, kurz vor der"Ölkriese", die Reaktor−

baulizenzen der das Atomgeschäft beherrschenden:GENERAL ELECTRIC und

WESTINGHOUSE.

Der ?eltumsatz der SIEMENS lag 1977 bei 25,2Mrd.DM. Das bedeutet

einen Zuwachs von 15% im Ausland und 413% im Innland. Ohne KWU wäre der

Umsatz nur um 6%, wie im Vorjahr, gestiegen. Das Auftragspolster der ?

durch die Welt jettenden Atommanager liegt 1976 bei rund 18 ärd. Di,

in vergangenen Jahr schon bei 50 Mrd.DM− Aber nicht allein für die

KWU ist das Geschäft besonders erquicklich. Zur Erstellung von Aton−

anlagen stellen auch vier andere Großbereiche ihre Dienste, bzw. Produkt

zur Verfügung.

Zine kurze Darstellung dieser Bereiche mag die Dimensionen des AKl−Ge−

schäftes demanstrieren, als da wären:

− die Komponenten−Hersteller,

die Einbauten und Zubehör liefern, wie z.B. Baufirmen. In Stahl−

sektor gehören dazu:

DILLINGER, KLÖCKNER, KRUPP,MANNESMANN ,THYSSEN ,FLICK, SALZGITTERstar.

in der Chemie:

HOECHST, BAYER

− die Brennstoffkreislaufunternehnen, zu denen die

KWU durch INTERATOM, die VEBA, die RUHRKOHLE AG mit Tochter STEAG,

die RHEINISCHEN BRAUNKOHLEWERKE,

und als Erdölkonzerne

die GELSENBERG AG, und die DEUTSCHE TEXACO gehören.

Es sind also die konvenzionellen Energiebereiche selbst, die sich

mit dem ATOM scheinbar konkurrenz machen.

− die Finanzierungs− und Versicherungsanstalten wie die

DRESDNER−, die COMMERZ−,und die DEUTSCHE BANK,

und letzlich:

− die Rheinisch−estfälische Elektrizitätswerke RWE

die Vereinigts Elektrizitätswerke VEW

und die VEBA

− also in der Regel staatlich bestimmte Konzerne

als Eigentüner und Betreiber von AkWSe
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Die Schlüsselstellung des Staates läßt den besonderen Charakter der

AKW− −Industrie ahnen, sie ist nämlich nicht eine unter vielen. Ihre

Bedeutung zur Erlangung wirtschaftlicher und politischer Macht gegenüber

den USA und innerhalb Europas war Industrie und Politikern von Anfang

an gleichermaßen klar. Eine Entwicklung auf marktwirtschaftlichen

Prinzipien war nicht möglich, so daß der Staat, mit ihresgleichen suchen−

den Subventionen, dieser Industrie auf die Beine half. Dabei hat sich

der Staat selbst, als Unternehmer, in.die verflochtene AKW−Industrie

eingelagert. So sind die Interessen, die der Staat vertritt, eben auch

unternehnmerischen Interessen vergleichbar. Der Konnkurrenzkampf spielt

sich abernicht mehr auf nationaler, sondern auf internationaler Ebene

ab.
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Mexico, Kolumbien, Saudi Arabien, andere Ölscheichtümer, Taiwan,

Argentinien, Brasilien, Republik Südafrika und der Iren.

Auf das Brasilien − und Irangeschäft und auf die wirtschaftlichen

und nuklearen Beziehungen mit der Republik Südafrika soll in folgenden

näher eingegangen werden.

Das Brasiliengeschäft bildet den Durchbruch zum AKW−Weltmarkt? so

der damalige Wirtschaftsminister Friederichs? gegenüber der amerika−

nischen Konkurrenz.

Im Rahmen des"größten zusammenhängenden Geschäftes in der Geschichte

der BRD" − so die 52 vom28.5.77 − liefert die BRD je 4 Kernkrafterke

mit 1300 Megawatt bis 1986 bzw 1990. Dazu kommen

Anlagen zur Urananreicherung

die Errichtung einer Demonstrationsanlage

der Aufbau einer Reaktorindustrie

die Einrichtung einer Ingenieurfirma für den Bereich Kerntechnik

die Fabrikation von Bauelementen

eine Wiederaufbereitungsanlage

und letztlich auch die Finanzierung des Ganzen( übrigens über den größ−

ten Auslandskredit nit einer Laufzeit von 25 Jahren).

Die Kosten betragen 1t."Der Spiegel" ca. 12 Mrd.DM.

Ist ein Geschäft von solch hoher Dimension auch wirtschaftlich für

Brasilien?

Die 12 Mrd. addiren sich zu weiteren 28 Mrd. Dollar Schulden an die

USA.

Zudem ist Brasilien reich an einer anderen Energiefoen:

Das Potential an Wasserkraft soll den Bedarf bis zum Ende des 21. Jahr−

hunderts decken können.

Aber die Junta hatte es mit den Handel sehr eilig.Sie verzichtete sogar

auf eigene Expertengutachten in Sachen Kernenergie. Import − und Ent−

wicklungsplan gingen allein von der Junta aus, Über die wahren Hinter−

gründe haben die Junta und die brasilianischen Mediei. keineswegs einen

Schleier gezogen. Radio Bandeirantes jubelte bereits vor Abschluß

des Vertrages: "Brasilien wird jetzt Atomwaffen herstellen".

Es geht also um die Atombombe!

Hier liegt auch der Grund dafür warun das Geschäft mit den USA platzte,

obwohl die USA bereits einen Reaktor verkauft hatten. Gesetzliche Bs−

stimmungen verbieten es in den USA Anlagen zu verkaufen, bei denen



Die ERD ist, wie alle Industrieländer, sehr stark exportorientiert,

Im Zuge mit der. AKW−Industrie können− z.B.auf der Basis von Kreditabkomme:.
− andere Industrien nach und nach Fuß fassen. Damit wächst die wirtschaft−

liche Abhängigkeit− und damit auch die politische. Die Hauptorientierung

liegt dabei auf den Ländern der dritten Welt. Dazu ein Zitat aus der

FAZ, vom31.10.77:
" In einer Rede vor der ?DEUTSCHEN WELTWIRTSCHAFTLICHEN GESELLSCHAFT*

unterstrich der Finanzminister Apel die Bedeutung der AKWs für die

deutsche Wirtschaft und auch für die deutschen Arbeitsplätze.

Apel wörtlich:
?Handel ist besser als Entwicklungshilfe?...?Die Zeit

arbeitet gegen uns − deshalb Kernenergie!"

Auch der Finanzminister ist sich natürlich im Klaren über die enorme

Bedeutung der Länder der Dritten Welt für die Industrienationen. Um im

internationalen Wettbewerb bestehen zu können, müssen die Industrien sich

neue Märkte − und damit neues Wachstum − sichern, denn alles was sie

selbst nicht krigen holt sich die Konkurrenz. Gerade in Bezug auf Arbeits−

plätze sind diese Länder sehr wichtig − denn dort sind sie nämlich billi−

ger als hier. Aus diesem Grunde sind schon zahlreiche Betriebe dorthin

abgewandert.− um zu überleben, wie sie sagen. Die Arbeitsplätze hier

haben es kaum überlebt( siehe auch unser Referat zu den Arbeitsplätzen).

Doch attraktiv, als Billiglohnländer mit geringen Sozialkosten

und 2.T. Gewerkschaftsverbot, sind diese Länder nur, solange in ihnen

die politischen Verhältnisse auch "stabil" sind. Diese Stabilität erhal−

ten sie aber gerade durch die Industrialisierung, durch die Kredite,

durch, wie Apel sagt, "Handel statt Entwicklungshilfe".

Die Handelspartner,bzw. Interessenten für AKWs sind,nach meinen

Informationen, bislang: Schweiz, Niederlande, Österreich, Luxemburg,

Spanien, Portugal, Pakistan, Japan, China, Südkorea, Jugoslawien,
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Ausgangsstoffe zur Herstellung von Atombomban abfallen, nämlich das

lutonium.

Dazu Außenninister Genscher:"Jedes Land kann Atonbomben herstellen,

dazu braucht es unsere Hilfe nicht."("Der Spiegel, 12/75):

Richtig hingegen ist − so"Der Spiegel"weiter−,

mit Reaktoren allein, ohne Beherrschung der Nukleartechnologie, kann man

keine Bomben bauen.

Doch alles dazu nötige wird nun von der BRD freihaus geliefert−− in

ein Land, das den Atomwaffensperrvertrag nicht unterschrieben hat.

" Das Militärregime in Brasilien sichert sich mit deutscher Atomhilfe

seine Führungsposition in Südamerika....Mit stillschweigender Absicherung

aus Bonn könnwn Manager der undurchsichtig verschachtelten deutschen

Atomindustrie ihre Supergeschäfte einfädeln− ohne jedes politische Risiko

subventioniert nit staatlichen Forschungsmillionen− und meist bleibt

alles im Rahmen der Legalität, denn die Gesetze lassen viel Bewegunss−

spielraum" (
" Der spiegel", 12/76).

Genschers geistreicher Kommentar zum Brasiliengeschäft:"wenn wir

Brasilien nicht mit Kraftwerken versorgen, werden wir bald unseren Bohnen

kaffee überhaupt nicht mehr bezahlen können."

Satürlich üben die geschlossenen Verträge auch investitionsanreize

für andere Industriebereiche aus. Hat VW nicht bereits 57% des bra−

silianischen Automobilmarktes inn? Brasilien soll dem deutschen Markt

noch weiter erschlossen werden und Eile ist geboten. 1974 war bereits 77%

der Elektroindustrie in ausländischer Hand.

Doch unangenehn wird wachsender Einfluß der BRD für Brasilien nicht

sein. Dazu ein Kommentar der FAZ, 3.5.75 : die BRD beginnt auf diesem

Gebiet "eine Zusammenarbeit zwischen Lateinamerika und Europa , nit

beiderseitigen Ziel, die Abhängigkeit von den Vereinigten Staaten zu

lockern",

Die Fragwürdigkeit des AKi−Handels wird auch im nächsten Beispiel

deutlich. Betrachten wir den AKW−handalspartner Iran.

So weiß die FR (11.11.77) von"größten Geschäft, das je getätigt

wurde" zu berichten. Die KiWU sprach in diesem Artikel von einem End−

volumen über 20 Mrd.DM. 1974 lieferten sie bereits zwei Reaktoren.

Das Schah−Begime versucht den Grund für diese Anschaffung mit einer

befürchteten Energieknappheit zu begründen. Dabei ist dieses Land reich

an konventionellen Energiequellen, wie Erdgas, Kohle und natürlich Öl.

Der Nahe Osten verfügt über 56% der gesamten Ölreserven, ist jedoch am
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Verbrauch nur mit 3% beteiligt. Die Gleichgültigkei& von Industrie und

Bolitikern wird deutlich an der Tatsache, daß der Iran zu den erdbeben−
reichen Ländern der Welt gehört. Zu den gesundheitlichen und ökologische,
Belastungen kommt dort noch eine weitere Zumutung für das unterdrückte
Volk hinzu. Ein AKW mit 1000 MW benötigt 60 000 L Wasser/sec.,i.h.
5 Mrd. L./ Tag. Dabei ist die Wasserknappheit im Iran so schlimm, daß
schon bei der normalen Versorgung Schwierigkeiten auftreten. Dazu ein

"Spiegel"− Kommentar 12/76, vor Abschluß des Geschäftes: " Dem Groß−

machtsüchtigen Schah verhilft vielleicht deutsche Technik, sich in poli−
tisch labiler Umgebung zum atomaren Supermann aufzuschwingen."

Es besteht kein Zweifel, daß der Schah vom Iran seim Land zu einer

mächtigen Industrienation hochpäppeln will, auf dem Rücken seines ge−
folterten Volkes, um seine Macht auch über den Völkern des Nahen Ostens
auszubreiten −− und dies im Einvernehmen mit der Bundesregierung und
der Industrie.

Es zeigt sich, daß die Handelspertner mit den voluminösesten Geschä−
ften immer noch Länder sind, in denen eine stabile Herrschaft(sprich
Diktatur) für die nötige Ordnung in Lande sorgt, die für die ruhige
ungestörte Abwicklung von Geschäften notwendig ist. Die

Handelsverträge,
meist auf großzügiger Kreditbasis, sichern neue Absatzmärkte für die

Industrieländer, sollen vor einem Umschlag in Sozialismus oder Kommunis−
mus schützen, die ?acht der Diktaturen wirtschaftlich untermauern und

ausweiten. So bleiben Niedrigstlöhne, Streikverbot, Verbot oder Kontrolle
der Gewerkschaften für ein reizvolles, industrielles Engagement erhalten.
So sind auch die Wachstumschancen für die Industrie in diesen Ländern

erheblich höher als bei uns und bewirken ein Abwandern des Kapitals

?in arbeitsplatzintensiven Bereichen zu Lasten unserer Arbeitsplätze.

Das gilt auch für den dritten größeren Handelspartner in Sachen
Atom: das Apartheidregime Republik Südafrika.

Hier ist es bislang zwar nicht zu einem voluminösen ßeschäft gekommen,
es war wohl auch nicht mehr notwendig. Mit der Errichtung der Uran−

anreicherungsanlage Pslindaba durch die Bundesdeutsche Firma STZEAG hatte
Südafrika bereits die notwendigen Voraussetzungen zum Bau einer Atom−

bombe. .

Während der Iran und Brasilien offen über ihre Absichten plaudern
versteckt sich das Vorster−Regime hinter Andeutungen. So konnte man
in der NEWSWEEK vom 15.5.76 folgendes Zitat von Premier Vorster lesen:
"Wir können Uran anreichepn, und wir haben die einschlägigen Möglichkei.
ten ... und wir haben den Atomwaffensperrvertrag nicht unterzeichnet."



Die Republik Südafrika ist aber für die BRD nicht allein wegen der

mächtigen Rohstoffvorkommen und dem Uran von äußerster Bedeutung.

Es bestent seit längeren der Verdacht, daß in Südafrika, mit deutscher

Hilfe, die Atonbombe auch für den deutschen Gebrauch gebaut wird.

Denn das Bedürfnid ist schon längst ausgesprochen. So erklärte der

Generalinspekteur der Bundeswehr in der FR vom 22.7222

"Bines ist sicher −−− eine Abschreckung ohne nukleare
Waffen,

die sich ausschließlich auf konventionelle Waffen stützt, ist nicht

möglich".

Aus all den vorangegangenen Ausfüh rungen kann man den Schluß ziehen,

daß es dem Staat und der Industrie zu keinem Zeitpunkt um die Verhin−

derung einer sog. Energielücke gegangen ist.

Im internationalen Konkurrenzkampf spieken die Länder der Dritten

Welt die maßgebliche Rolle zur Erlangung und Erhaltung wirtschaftlicher

und damit politischer Macht. Es geht dabei einerseits um die Sicherung

der Märkte, andererseits un die, für die Industrie, lebenswichtigen

Rohstoffe. Der «ampf hierum wird von den Supermächten angeführt, und die

BRD versucht hier,in steigenden iiaße, mitzumischen. das scheint ihr mit |

dem Atomprogramn auch zu gelingen. Die Attraktivität des Progranns für

für die Länder der Dritten Welt beruhg dabei weniger auf energiepoliti−

schen, äls auf machtpolitischen Erwägungen. Diese Negieme sind innen»−

wie außenpolitisch vielen Gegnern ausgesetzt. ine Stärkung dieser Länder

entspricht durchaus den Interessen der Bundesregierung.

So verschafft sich die ZRD−Industrie mit staatlichen Subventionen

und diplomatischer Unterstützung aus Bonn Zugang zu den heißumkämpften

Ländern der Dritten Welt, baut dort quasi Stützpunkte auf, um dann noch

weiter in diese Länder, wie auch deren Nachbarländer, eindringen zu

können.

Sobald aber die Existenz einer Großmacht durch solch ein Vorgehen

auf längere Sicht bedroht wurde, war Kfieg stets der einzige Ausweg.

− U}−



Dies klingt etwas verschleiert, wohl aus diplomatischer Rücksichtsnahne

zur BRU, die ihrerseits jegliche nukleare Zusammenarbeit leugnet.

Auch mit diesem Land hätte die BRD einiges zu verlieren, Eine UN+Unter

suchung ergab, daß die Profite ca. 30−100% höher liegen, als bei uns.

Die Kapitalverzinsung liegt bei 10»20% und die Amortisationszeit(also

die Zeit, in der das investierte Kapital durch Gewinne wieder herausgen
holt wird)liegt bei nur 5 Jahren. Dafür sorgt auch die Bundesregierung,

durch z.B. hohe Bürgschaften für Investitionen, über die bundeseigene

Hermes−Versicherung. Die Bürgschaften stiegen im Zeitraum von 1970−75

um 40%, auf 2,8 Mrd.DM. Günstige Besteuerungen und Exportbedingungen

?tuen ein Weiteres. Mit einer Investitionshöhe von ca.10−12 Mrd.DM ist

die BRD zum größten Handelspartner geworden. Die BRD liefert dem Vorster−

?Regime
"
Maschinen, elektrische Anlagen und heimlich militärische Aus−

rüstung. Dafür erhält sie vom− an Rohstoffen zu den reichsten Ländern

gehärendem − Handelspartner Edelsteine, vor allem rarwerdende Edelmetalle

mineralische Produkte und das, für das Atomprogramm so unentbehrliche,

URAN. 40% der Weltvorkommen befinden sich nach Angaben des IFO−München

in Südafrika. Um dem weißen Rassistenregime die nötige innere Sicherheit

zu geben, verhilft die Bundesregierung, außerhalb der internationalen

Legalität dem Land zumilitärischer Unterstützung. So wurden von der

Bundesregierung 2.3. Akömplette Radarstation "Advocaat" und Unimog−Militär−.

fahrzeuge von Daimler−Benz geliefert, was die Bundesregierung hartnäckig

 abstreitet. Doch die Beweise sind so erdrückend, daß die Vollversammlung−

der Vereinten Nationen deshalb die Bundesregierung erneut wegen ihrer

militärischen Zusammenarbeit mit dem Vorster−Regime am 9.11.76 scharf

verurteilte.
:

Bonns Kapitalbeteiligung und Einfluß in der nuklearen Zusammenarbeit mit Südafrika

;
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Abschließen möchte ich mit den Worten von Heinz Brandt

Die erste große büge vor dem I. Weltkrieg war

"unsere Zukunft liegt auf dem Meer"

( sie führte zur Aufrüstung einer großen Flotte)

Die zweite große Lüge war vor dem II. Weltkrieg, die Parole

" Yolk ohne Raum"

Die dritte große Lüge ist

"Volk ohne Energie"

Ist es nur noch eine Frage der Zeit, wann der nächste Krieg ausbricht?

aus: Informations ? Dienst

−41−
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Referat der Arbeitsgruppe Kernenergie der ÖTV Göttingen.

Gehalten am 16.3.1978 im DGB−Haus

Innergewerkschaftliche Auseinandersetzungen zur Frage der 6

Atomenergie.

Der momentane Stand der innergewerkschaftlichen Auseinander−

setzung über das Atomprogramm, die der DGB und die Einzelge−

werkschaften wohl schon für abgeschlossen halten, soll hier

anhand von Stellungnahmen gewerkschaftlicher Vertreter be−

leuchtet werden.

Um die Entwicklung der Position der Gewerkschaften und ihre

Widerspüchlichkeiten besser einordnen zu können und demgegen−

über eigene Vorstellungen zu Umweltschutz und Arbeitsplatz−

sicherheit zu formulieren ist es aber wichtig, grundsätzliches

über Gewerkschaftspolitik nach dem 2. Weltkrieg kurz zusammen−

zufassen.

Grundkonzept nach dem Krieg

Nachdem das kapitalistische Wirtschaftssystem aus den Er−

fahrungen zweier Weltkriege anfang noch sehr umstritten war,

suchte der DGB die "Demokratisierung der Wirtschaft" durch ihr

Mitbestimmungskonzept zu verwirklichen. Beiderseitige Interesse

von Gewerkschaften und Industrie war der Aufbau einer wachstums−

reichen Industrie, "die die Arbeiter von der Strße holte". Er−

klärtes Ziel der Gewerkschaften blieb auch zu Zeiten der Voll−

beschäftigung die Steigerung des Lebensstandards und die Huma−

nisierung der Arbeitsstellen. Die soziale Umverteilung der Ein−

kommen, die die Gewerkschaften anstreben, entsprach auch sehr

den Bedürfnissen der durch die großen Belastungen zweier Kriege

und zweier Wähnungsreformen szkan strapazierten Arbeitnehmer.

Stellung der Gewerkschaften zur Umweltverschmutzung

Doch mit wachsender Industrialisierung wuchsen auch die Um−

weltprobleme, die in der Bevölkerung Anfang der 7oer Jahre Unruhe

auslöste, da sie den errungenen Lebensstandard enrnsthaft in

Frage stellen. So entwickelte der DGB 1974 sein Umweltprogramm.
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Das gesellschaftspolitische Bemühen (so Radke in "Gewerkschaft−

liche Monatshefte" 72) richtet sich auf die "Verbesserung der

Lebensqualität" und auf "das Recht auf eine menschenwürdige

Umwelt". Doch wird im Umweltprogramm auch erklärt, daß das

"herrschende Wirtschaftsprinzip des Gewinnstrebens" in Wider−

streit steht zu den Bedürfnissen des Arbeitnehmers. Die Gewerk

schaften setzen ihre Hoffnungen nun aber auf den Staat, der

durch gesetzliche Bestimmungen über die steuerliche Verteuerung

umweltbelastender Produktionsweisen umweltschützende Maßnahmen

"profitabel" machen soll. Angesichts des "öffentlichen Inter−

esses" forderte er auch die Schaffung eines "öffentlichen Bewußt−

seins" zum Umweltschutz. Auf eine eigene Meinungsbildung über

die Frage des Maßes an zumutbarer Umweltbelastung wurde ver−

zichtet. Des weiteren setzten die Gewerkschaften ihre Hoffnung

auf die bestehenden Mitbestimmungsrechte, damit nach Meinung des

DGB "Umweltschutz und Arbeitsplatzsicherung nicht länger gegen

einander ausgespielt werden können". Da die Kosten für solche

Maßnahmen die Industrie in Zeiten der Rezession in Konkurrent−

schwierigkeiten bringen und "Arbeitsplätze gefährden" würden,

verlagerte sich das Problem also auf die"öffentliche Hand".

Damit verzichtet der DGB aber auch auf eine direkte Einfluß−

nahme durch den Arbeitnehmer.

Auch die Mitbestimmung konnte den Arbeitnehmerinteressen keinen

entscheidenden Hebel zur Lösung von Umweltfragen bieten; "markt−

wirtschaftliche Zwänge" ,? wie der Konkarrenzkampf, machen ihn

vielmehr "mitverantwortlich" für die Gefährdung von Arbeitsplätzen

durch kostenungünstige Umweltauflagen!

So mußte das Thema "Umweltschutz" in den Gewerkschaften ge−

genüber dem Thema "Arbeitsplatzsicherung" mit Beginn der gros−

sen Arbeitslosigkeit im Winter 1973/74 in den Hintergrund treten.

Die Sicherung der Arbeitsplätze sieht der DGB nur dann ge−

währleistet, wenn die Industrie wieder zu hohen Wachstums−

raten kommt.Dabei mißt der DGB den AKWs eine entscheidende Be−

deutung zu.
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Doch angesichts der forHaufendenRationalisierungen und

dem Auswandern arbeitsplatzintensiver Industrien in Billis−

lohnländer konnten wir diese Hoffnung nicht bestätigen. (Refe−

rat 2). Auch der momentane Beschäftigungseffekt in der AKW−

Herstellung sollte über die längerfr&stige arbeitsplatzgvernich−

tende Wirkung in den Folgeindustrien nicht hinwegtäuschen.

Gab es in früheren Jahren auch in der Gewrkschaftsführung

noch Widersprüche in der Einschätzung des Arbeitsplatzeffekts,

so sind sie heute wie weggewischt. Anhand von Einzelbeispielen

gehen wir im Folgenden näher auf die Postitionen und Reaktionen

in den Einzelgewerkschaften und im DGB ein.
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Die Auseinandersetzung, Positionen und Reaktionen innerhalb
(mm
der Gewerkschaft.ger ?eb

Bereits 1965 kam Günther Friedrichs, Leiter der Abteilung Auto−

mation und Kernenergie in der IG Metall in einer gewerkschaft−

lichen Stellungnahme trotz grundsätzlicher Befürwortung der Kern

energie zu dem Schluß, daß bei mittel− bis langfristiger Be−

trachtung mit einiger Sicherheit durch die Kernenergie mehr

Arbeitsplätze vernichtet als geschaffen werden. Diese Feststel−

lung modigfiziert er aber schließlich dahingehend , "die Kern−

energie schaffe neue Arbeitsplätze, mache daneben aber alte auch

überflüssig".

Die Grundlage der Befürwortung der Kernenergie lag schon damals

in dem Bestreben,der deutschen Wirtschaft durch technische Neu−

entwicklungen eine maßgebliche Rolle auf dem Weltmarkt zukommen

zu lassen, da dies dem Lebensstandard des deutschen Arbeiters

letztlich auch zugute käme.

Von der grundsätzlichen Gefährdung durch die kerntechnischen An−

lagen war auch damals schon keine Rede, obwohl in den Gewerk− ö
schaften schon damals Klarheit über die Gefährdung durch Kern−

spaltung herrschte. Unter dem Druck ihrer Mitglieder hatte sich

der DGB 1958 gegen die atomatre Wiederbewaffnung Deutschlands

aussprechen müssen. Auch das Verbot der Beteiligung von Gewerk−

schaftsmitgliedern an den Ostermarschdemonstrationen mußten sie

zurücknehmen.

Bis 1974 fand dann keine intensive Diskussion über die Kernenergie
mehr statt. Auch nach der Verabschiedung des Umweltprogramns des

DGB 1974 kam von Seiten der Gewerkschaft zu diesem Thema nichts.

Erst als sich die betroffene Bevölkerung sich in Whyl und anders−

wo,wurde die gewerkschaftliche Diskussion wieder entfacht.

Im Folgenden nun die Darstellung der wichtigsten Auseinander−

setzungen innerhalb der Einzelgewerkschaften:

ÖTV

In ihren "Leitsätzen zur leistungsgebundenen Energieversorgung",
die im April 1974 durch den Haptvorstand verabschiedet wurden,
spricht sich die ÖTV gegen die Verzögerung des Ausbaus von AKWs
aus. Sie stellt dabei die Abhängigkeit der Wirtschaft vom Energie−
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Angebot und eine Gefährdung der Arbeitsplätze durch eine sog.

Energielücke in den Vordergrungd ihrer Argumentation. Technischer,

wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt hängt ab von "sicherer,

preisfgünstiger und ausreichender Energie". Bedenken hinsichtlich

der Umweltbelastung werden keine geäußert. Die ÖTV fordert den

sog. "Dialog" mit der Bevölkerung, um den Ängsten die wirtschaft−

liche Notwendigkeit entgegenzuhalten, da "so das Atomprogramn

besser durchzusetzen sei, als mit dem Polizeiknüppel".

IGM

In der IGM fanden die ränksteR Auseinandersetzungen in der Kern−

energiefrage statt (da KWU−Arbeiter in der IGM organisiert sind).

Die 1976/77 in der "Metall" erschienene kritische Artikelserie

zu diesem Probelmkreis führte zu heftigen Protesten, die von der

Unternehmensleitung der KWU und NWK durch inszenierte Demonstrati−

onen und Leserbriefkampagnen für die Kernenergie unterstützt wur−

den. Eine massive Einschüchterung von AKW−Gegenern innerhalb die−

ser Betriebe fand statt und es wurde ihnen vereinzelt mit Gewerk−

schaftsausschluß gedroht. Aus anderen Betrieben kamen aber auch

starke Proteste gegen die fieberhafte Vorantreibung der Kern−

energie und es wurde vielfach die Revidierung der offiziellen

gewerkschaftlichen Haltung zu dieser Frage gefordert. Immer mehr

IG Metaller stellten sich auf die Seite der AKW−Gegner und der

IGM−Vorstand wurde noch zusätzlich durch den Fall Heinz Brandt

unter Druck gesetzt. So mußteeine. rasche eindeutige Stellunga

nahme pro Kernenergie abgegeben werden, um gegen AKW−Gegner

innerhalb der Gewerkschaften besser vorgehen zu können.

Am 9. März 1977 befürwortete Löderer die Kernenergie eindeutig

vor der Bundeskonferenz der Angestellten in der IGM.

Am 25. März 1977 legte sich der Beirat der IGM auf die friedliche

Nutzung der Kernenergie fest und leitete daraus ein dreifaches

Engagement der IGM für die Kernenergie her:

− Interessenvertretung der Arbeitnehmer, die beim Bau von AKWs

beschäftigt sind

− Sicherung ausreichender Energie für die gesamte Metallbranche

− aktive Umweltpolitik
zur Sicherung der "natürlichen Lebens−

grundlagen, trotz Kernenergie.
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Die IGM ließ es darüber hinaus dabei bewenden, lediglich einen

Apell an die Untermhmer zu richten: sie mögen die wirtschaftlichen

und sozialen Belange der Arbeitnehmer respektieren.

IG Bergbau

Die IG Bergbau stand an der Spitze der AKW−Befürworter und

der Verteufelung der AKW−Gegner. Sie schob die Verantwortung

für die Massenarbeitslosigkeit und einem evtl. Zusammenbruch

der Wirtschaft aufgrund einer "Energielücke" den AKW−Gegnern

zu. Nach Ansicht von Schmidt (Vorsitzender) ist eine gerechf−

tere Verteilung des Wohlstandes nur durch steigenden Energie−

verbrauch möglich. Gleichzeitig führt er weiter aus, daß

− . die Vorräte an Steinkohle bei gleicher kapazitärer Aus−
nutzung noch ca. 400 Jahre ausreichen

− Öl als Rohstoff zur Erzeugung von Energie wegen der damit ver−
bundenen Abhängigkeit von den Ländern des Nahen Ostens mit
hohen Risiken verbunden sei

− in die Kernenergie große Hoffnungen gesetzt werden
trotz der Abhängigkeit vom Uranimport und der begrenzten

Vorräte,
trotz der Lagerungsschwierigkeiten für abgebrannte Brennstäbe,
trotz der ungelösten Probleme, die mit dem Bau von den Schnellen

Brütern und der Wiederaufbereitungsanlage verbunden sind.

Schmidt kommt trotz all dieser Bedenken zu dem Schluß:

"Langfristig Kernenergie − neben Steinkohle!"

Andere Gewerkschaften wie Post, Holz, IG Druck, HBV, die nicht

direkt von dieser Frage betroffen waren, da ihre Mitglieder nicht

direkt in von der Kernenergie abhängigen Branchen arbeiten,

äußerten sich trotz vieler Kritik relativ wenig in der Öffent−

lichkeit.

80 wuerden auf diese Weise die Weichen des DGB im Januar 1977

gestellt, in der der DGB davon ausgeht, daß trotz vorhandener

schwerwiegender ungelöster Probleme mit der Kernenergie − die von

ihm inzwischen halbherzig anerkannt worden waren − bei Abwägen

des Für und Wider ein völliger Verzicht aus energie−, wachs−

tums− und beschäftigungspolitischen Gründen nicht vertretbar ist.
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Die von Vetter angekündigte längere Diskussionsperiode wurde

vom DGB−Vorstand radikal gekürzt, indem man bereits am 5. April 77

trotz Meinungsverschiedenheiten in den Gewerkschaften und ohne

daß der Punkt auf der Tagesordnung stand, der Bundesvorstand

einstimmig eine energiepolitische Stellungnahme ver−

abschiedete. In dieser Stellungahme kommt der Häbtvorstand zu

einen "bedingten Ja" zur Kernenergie unter folgenden Bedingungen:

− die Bundesresierung nöge bAdmöglichst ein sicheres Entsorgungs−
konzept vorlegen,

− die Standortfrage möge befriedigend gelöst werden

− es müsse gewährleistet sein, daß bei einem evtl. "GAU" (größter
anzunehmender Unfall) der maximale Schaden kalkulierbar ist

− der Arbeitsschutz der Arbeiter müsse verbessert werden

− es müsse die Frage geklärt sein, inwieweit das Energiekonzept
mit der inneren und äußeren Sicherheit der BRD vereinbar sei.

Der DGB fand diese Bedingungen erfüllt, als die Bundesregierung

behauptete, diese Fragen seien bereits weitgehend gelöst.

$ anna, − T
Der Austau ds® ...ist absolut ...zum Wohle
Kernenerzie, mei notwendiz... der Industrie.
Damen und Kerren..
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AUTIONSKREIS− ENERGIE
EEE

Der sogenannte "Aktionskreis Energie"−−oder,wie auch in GB−

werkschaftskreisen mit unlauteren Mitteln für Kernenergie

geworben wird!

Daß durch Kernenergie Arbeitsplätze geschaffen werden und dee

Arbeitslosenzahlen gesenkt werden können,haben wir häufig ge

nug von Politikern und AKW−Betreibern gehört.

Daß zu Beginn der Diskussion um die Kernenergie angeblich bis

1980 alle Lichter ausgehen sollten,wissen wir auch. Daß die−

se Argumente anfangs auch von führenden Gewerkschaftern über−

nommen wurden,ist uns hinreichend bekannt.

Wie aber nun mit großeh Geldmitteln u.a. in Gewerkschaftszei−

tungen Lügenanzeigen aufgesetzt werden,soll im folgenden be»

richtet werden.

Im Verlauf des Jahres 1977 organisierte der ehemalige Bauunts®

nehmer Alfred Schaller über eine (seine) "Umweltsysteme Gesell−

schaft mbH, Institut für Umweltschutz und angewandte Ökologie"

den AKTIONSKREIS ENERGIE der "Betriebsräte.Der Spiegel schrieb

dazu: * Ci wurieunk Ss ur Baunumeorulure. Dam,
vw ST galven  machk [er dich vun fü

Freund, Ar?? Tu
omslana?, vochienb Wuucl

gran−Ak cc "
Bürgiuckäke Wenn Brondt’; fd

Schau, 4%, wu sun mama
geschäfhanu Urromiuroischu Mann" j

Dieser Aktionskreis behauptet,für die Betriebsräte von 350

Unternehmen der Energieversorgung und dem Kraftwerksbau samt
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Zulieferindustrie zu sprechen und 1,5 Millionen Beschäftigte

zu repräsentieren.Nach Schätzungen (entnommen einem Artikel von

Jakob Moneta) hat er eine halbe Million DM für Anzeigen,vor

allem in der Gewerkschaftspresse und eine Briefaktion an alle Ge−

werkschaftsfunktionäre ausgegeben,um die Kerhenergie zu propa−

gieren.Wer das von Schaller in der Bank für Gemeinwirtschaft

eingerichtete Spendenkonto NR. 17437700/02 auffüllt,bleibt

Geschäftsgeheimnis!

Dieser sog. Aktionskreis Energie begann nun im Angestellten

Magazin 8/9 des DGB eine Anzeigenserie in der sich bildlich der

Schauspieler Siegfried Lowitz zusammen mit IG Bergbau und Ener−

gie−Vorsitzender Adolf Schmidt Gedanken über die Energieversor−

gung von morgen macht.

+überdie
ne derZukunftosWieträger, Oi

Bebenanea ZurWeloe Bi dah?n Barden
naar

entscheidenden Energiequaßen.
kaum

odernur

lichnutzbarwein.

mo?gen

Aktionskreis Energie W?r sprechen tur viele
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Siegfried Lowitz dehkt hier also mehr oder minder befürwortend

darüber nach und an der Seite der Anzeige spricht ein "Sprech−

blasenarbeiter": Schließlich wollen wir doch ab 1990 z.bends

nicht in die Röhre gucken,weil der Strom dann

nur noch bis zur Tagesschau reicht!"

Heinz Michael Kittler,aktiver Gewerkschafter und Sozialdemokrat

schrieb aus Anlass dieser infamen Anzeigenserie an Betriebsräte

von MAN und Krauss Maffei,an Oskar Vetter und Adolf Schmidt

und auch an den Schauspieler Siegfried Lowitz.In seinem ver−

öffentlichten Brief wirft er dem BGB und der SPD vor,die Tatsa−

chen über Kernenergie zu verkleistern.

So zitiert
erdarin

den ehemaligen Bundestagsabgeordneten und

Vorsitzenden des Ausschusses "Reaktorsicherheit" im Bundestag,

Dr. Frank Hänschke,der in der SPD−Zeitung "Vorwärts"schrieb:

"Diese Atomlobby ist ausgefuchst und läßt−−wie in Itzehoe−

ihre Leute auf der Straße,währenä der bezahlten Arbeits−

zeit demonstrieren; mir scheint,die Politik wäre gut be−

raten,wenn sie sich mit dieser Lobby anlegt,als mit dem

Bürger draußen!"

Kittler berichtet,daß viele seiner SFD−Genossen langsam begriffen

haben,daß die Kerhenergielösung und Umverteilungslösung beim

Wirtschaftswachstum nicht aufgeht urid Sdiejenigen,die von Arbeits−

plätzen in Yarbindungieiä Inssglezuwachs sprechen entweder lügen

daran verdienen oder nicht wissen,was sie. tun!

Auch Siegfried Lowitz wußte nicht was er tat−−aber ungewollt !!!

Er ahtwortete Kittler mit der Bemerkung,er habe sich noch nie
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zur Kernenergie geäußert,ebenso zur Neutronenbombe höchstens

privat und nie öffentlichl

Zitat aus einem Brief:" Ich empfinde es als eine rechtlich

unstatthafte Aktion(der Anzeigenbe−

treiber),wenn man mich hier in ein

Politikum hineinziehen will und werde

die Sache meinen Anäälten übergeben!"

Lowitz mußte am eigenen Leibe erfahren,wie und mit welchen

Machenschaften die Atombefürworter ihr Geschäft betreiben−−

von der Lüge bis brutaler Unterdrückung!

Am 26.9. reichte Lowitz Klage gegen das Gewerkschaftsmagazin

"Angesteilten−Magazin" mit Schadensersatzforderungen ein,

sehr geehrter KerrEEE :

Ich habe das Gewerkschaftshlatt irs sie mir übersandten

meinen Anwalt liberreicnt.

Das wird wonl Folrerungen haben.

Ich habe riemeni und zu keiner veit erlaubt, ein Bild von mir

mit einer werbuns rür kernenerrir mn veröitrentlichens
es ????

Da ich jaevident von diesen Linren nichts verstehe, kann ich

weder dafür noch dagegen optieren und muss das den Fachleuten

überläassen( die javon meinen Beruf genau so wenig

verütenen )

.

ss ist mir dag ein schaden zugefügt worden, der noch gar nicht

abzusehen ist.

Das weitere weruen wir sehen.

Lieser 3rief zu Inrer Inferamstion.

Hochachtungsvoll
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Die Redaktion des Magazins bestreitet die Verantwortlichkeit

für die Anzeigen−−Gewerkschafter nebenbei erwähnt!

Kittler schreibt in einem Brief erneut:

& " Was soll ein Gewerkschaftsmitglied als kritischer Leser

von einer Zeitschrift halten,die sich nicht zu schade ist,

für solche Leute anzeigen zu schalten?

Hier geht es nicht mehr allein um den alten Interessengegen−

satz Arbeitgeber und Arbeitnehmer.Mit der Atomenergie setzt

das Profitstreben Gefährdungspotentiale frei,deren Dimension−

en noch gar nicht abzusehen sind...Auch im Falle Siegfried

Lowitz wird mit kriminellen Machenschaften gearbeitet!"

Interessant erscheint hierbei die Äußerung des Redakteurs der

Gewerkschaftszeitung,daß er zu gerne manchmal Anzeigen hinaus−

werfen würde,. Aber das ginge eben..."wegen der aus zutem Grund

Hinzu kommt,daß der Aufsichtsrat des Verlages des Gewerkschafts−

magazins Richtlinien über solche Anzeigen verabschiedet hat,die

in allen Zeitschriften des DGB nicht veröffentlicht werden dürfen

Nur unter diese Richtlinien fallen die Energieanzeigen nicht!

Die Fortsetzung dieser abstoßenden liachenschaften dieses "Aktions:

kreises Energei" fand dann bei der auch geldaufwendigen Vorbereis

tung der "PRO−Kernergie −Demonstration " in Dortmund statt!

Zumindest ein kleiner Erfolg war eingetreten.Nach der 6. von

12 "Informationsanzeigen" im Dezemberheft des Angestellten−

Magazins wurde die Serie offensichtlich eingestellt!!
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Die Demonstration in Dortmund markiert einen deutlichen Positionswecksel

des D&GB und ist deshalb für uns Gewerkschafter von großer Bedeutung.

Zu diesem Zeitpunkt wurden die Frühjahrs Thesen des ::GB ohne vorherige

Begründung in den offiziellen Gewerkschaftszeitungen über den Haufen ze−

worfen. DGB−Vorstandsmitglied A. Pfeiffer begründet diesen Aurswechsel

damit,’"daß die Expertenkomissionen zu der Auffassung gelangt sind, das

die Entsorgungsfrage technisch gelöst ist."

1. Welche Kräfte organisieren und unterstützen die Demonstration?
Die Initiative ging aus von der Kraftwerksunion selber, dann folgte

das Treffen der Betriebsräte, zu dem der Gesamtbetriebsrat der RIIE

eingeladen hatte. Die BGE (Bürgerinitiative Gesicherte Energievver−

sorgung) der Kraftwerksindustrie sowie der Arbeitskreis Energie in

der ÖTV unterstützten das Projekt. Der ÜTV Arbeitskreis rühmte sich

öffentlich (SZ 10.11), daß ohne seine Initiative der DBG nicht auf−

gesprungen wäre. Außerdem wurde von den Betreibern der Demonstration

mit einer Spaltung der Gewerkschaft gedroht.
Der DGB, der zuerst wegen seiner Beschlüsse nicht daran gedacht hatta

diese Demonstration, die ausdrücklich neben ihm organisiert worden

war, zu unterstützen, sprang in letzter liinute "auf den fahrenden

Zug auf, aus Furcht, die Veranstaltung könnte zu einer antigewerk−
schaftlichen Veranstaltung ausufern ... und es sei besser, sich an

die Spitze der Bewegung zu setzen."

2. Zur Demonstration selbst:
Die Demonstrationsteilnehmer wurden zum größten Teil in firmeneigenen

Bussen angekarrt, die Busfahrt war frei und die Arbeitszeit wurde

natürlich bezahit. Zusätzlich wurden zahlreichen Firmenangehöriger

aus Unternehmerkassen Reisespesen in Höhe von 20 DU gezahlt (Be−

triesräte plauderten diese Tatsache stolz aus, FR 11.11)
Für einen fröhlichen Verlauf sorgte der DB wit seinen Türstchen−

und Bierständen. Die Stadionmiete und andere Kosten wurden ebenfalls

von ihm übernomxen,.
Auf der Kundgebung, die von offizieller Gewerkschaftsseite die

"Koalition der Befürworter" genannt wurde, griffen fast alle Aedner

den neuen 3eschluß gegen einen befristeten Baustopp auf. Ansonsten

ging es in den Redebeiträgen kunterbunt durcheinander, ein ..eäzer

sprach von der gegenwärtigen Energielücke die es zu beseitigen gilt,
der nächste davon, daß von einer Energielücke z. Zt. gar nicht die

Rede sein könnte, wieder ein anderer beschwor die inergielücke der

Zukunft. Laut Spiegel wurden alle Beiträge begeistert veklatscht,

Auf die näheren Umstände zur üicherung von AK.l’s ging kein einziger

Redner konkret ein. Äluncker wagte sich mit seinem Slogan "so wenig

Kerngpergie
wie möglich, aber sowiel wie zur ürhaltung der Vollte−

scaaltigüng nötig" bei diesem Pro−AE:−Publikum noch am weitesten vor

FR 11.11)

3. Reaktionen auf die Demonstration
Tie nicht anders zu erwarten feierten Rild−Zeitung und ähnlich ge−

lagerte Blätichen diese emonstration begeistert. Raus gestrichen
wurde imner wieder die iussage von adolf ächmidt:

"Die Kundgebung sei ein Zeichen dafür, daß die \rbeitnehmer nicht
mehr länger die schweigende L.ehrheit seien ... Türgerinitiativen, die

den Bau modergner iraftwerke verhindern, sind in ?jahrheit keine U.−
weltschützer... Die Zukunft unseres Landes darf nicht allein von
Theoretikern entschieden werden. 25 gibt schon einen Unterschied

zwischen warmer Studierstube und der kalten Realität unseres är−

beitsalltagsc"

(82 79.74) ?63 i
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Rheinisch−Westfälisches Elektrizitätswerk

Aktiengesellschaft

AUSHANG

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und die Gewerkschaften IG Metall, IG Bau, Steine, Erden, IG !
Papier, Chemie, Keramik, Gewerkschaft OTV und IG Bergbau und Energie haben zu einer Groß− a
kundgebung aufgerufen die am

Donnerstag, dem 10. November 1977,
j ; In Dortmund im Stadion ?Rote Erde?

s

a

|

stattfindet. Beginn 14.00 Uhr, Einlaß ab 12.30 Uhr.

Die Kundgebung steht unter dem Motto

?Gesicherte Energieversorgung für die Zukunft?

DerVorstand unterstützt den Aufruf des DGB. Wir rufen die RWE−Mitarbeiter auf, an dieser Kund−

gebung zahlreich teilzunehmen, da es um die Sicherstellung der Energieversorgung und der Ar−
beitsplätze für die Zukunft geht. Für die Teilnehmer ist an diesem Tage dienstfrei. Für Verpfle−
gung an diesem Tage wird gesorgt (Lunchpaket); außerdem erhalten die Teilnehmer ein Zehr−

geld von DM 20,?.

Weitere Einzelheiten, insbesondere Zeitpunkt der Abfahrt, werden umgehend bekanntgegeben.

Der Vorstand

Der Gesamtbetriebsrat



Auch FR und 52 informierten auf der Titelseite über die "

a ,Lehrheit"dio sich nun endiich zu !fort gemeldet katte, Allerdings fols
AR

in don gleichen Ausgaben auch kritischere \mierkungen und in Leserbricie:

wurde auf die etwas cerkwürdigen Umstünde dieser Demonstration einge−

anzen, Ba

regdie Kundgebung selbst wurde eir Apell von 170 Folitikern, Gewerk−

schaftern, \iissenschaftlern und Schriftstellern gerichtet, eine ein−

seitige und geführliche Stellungnahme zu vermeiden,

Für uns selbst ist uber von Bedeutung, daß auch von Seiten der Ge−

werkschaft kritische Jteliungnahnen abgeggeben wUrFORe 2
Beispielhaft soll hier aus einen: Artikel in "Konkret zitiert werden,

den "iotall"− Chef Lioneta geschrieben hat,

Als am 10, November der »Akt?ons−
kreis Energie« wiederum mit Unterstüt−
zung der Industrie eine Großkundge−
bung in Dortmund inszenierte, zu der
40.000 erschienen, und sogar mit Spal−
tung gedroht wurde, setzten sich die
Führer der größten Gewerkschaften und
des DGB an die Spitze der Atomkraft−
Bewegung, die von der »Welt der
Arbeit« (DGB−Organ) »die Koalition
der Befürworter« genannt wurde. Die
Entsorgung galt plötzlich aufgrund der
Gutachten der Reaktorsicherheits− und
Strahlenschutzkommission als »grund−
sätzlich realisierbar«.

Kein Wort davon, daß keine einzige
Wiederaufbereitungsanlage in der Welt
funktioniert. Weder in England, noch
in? den USA oder in Frankreich. Dort
verlangt die Gewerkschaft CFDT die
Stillegung ?der Wiederaufbereitungsan−
lage von Brennelementen in La Hague
für sechs Monate und die sofortige Kün−
digung aller Auslandsverträee.
Immer noch fordert der DGB, die

vorhandene Arbeit gerechter zu vertei−
len. Er rechnet vor, daß allein die Her−
absetzung der flexiblen Altersgrenze um
ein Jahr, die Verlängerung des Jahresur−
laubs um einen Tag und die Reduzie−
rung der Wochenarbeitszeit um eine
Stunde »rein rechnerisch 800.000 freie ö

Arbeitsplätze bringen«.
?

Aber hierfür zu demonstrieren, kann
man natürlich die

Unterstützung
der

Unternehmer nicht ?so leicht gewinnen
wie für die gemeinsame

Verteidigungder Milliarden−Investitionen in der
Kernkraftindustrie mit Hilfe einer neu−
en RGO, einer Reaktionären Gewerk−
schafts−Opposition, Diese kann otten−
bar sogar die Gewerkschaftstührung
zwingen, auf einen Zug autfzuspringen,
dessen Ziel nicht mehr von den gewähl−
ten Delegierten der Gewerkschaftstage
bestimmt wird, sondern vom Wohl ein−
zelner Betriebe oder Wirtschaftszweige −
wie unwohl dabei der Mehrheit der Ar−
beitenden auch

werden
sollte.

−65−
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Wer isi und waswill der
Aktionskreis Leben ?
Anfang Oktober 1977 haben zahlreiche Kollegen aus verschie−

denen Einzelgewerkschaften des DGB einen AKtionskreis "Leben"−

Gewerkschafter gegen Atom −−gegründet und sind an die Öffent−

lichkeit getreten. In ihren Gründungsbeschluss heißt es:

N Wir sahen uns zu diesem Schritt ge−
«wungen nachdem unmer viten−
üchtlicher wurde, daß der Atom−
filz in Korm des "Aktionskreis
Energie? die wackiigen urd hulb−
herzigen Positionen «es LGR−Vor−
stands in der Froae Jer Atomener−

drohte. Durch de Umtall von
Vetter und Loderer und die
schändlihe, von Jen Unterneh−
mern bezuhlte pro−Arom−Aktion

Dortmunder westfalenstudion
sehen wir uns ?n unsern Beturchtun−
gen lekder voll bestätigt.

4
Widerstand gegen die Gewerkschaftsführung und die beeinflussen−

de Atomlobty ist möglich,wie über 10.000 Unterschriften gegen den

Ausschluss von Heinz Brandt und die Rücknahme des Ausschlusses
beweisen!

Diese Initiative ist auch als Reaktion auf die Gründung eines

von der SPD und u.a Industrie unterstützten "Aktionskreises

Energie" zu sehen. (s. vorangehender Artikel).

Es geht um die Gegenmobilisierung in der Gewerkschaft.Zu den

Forderungen des Aktionskreises Leben gehören:
−−

Einstellung des Atomenergieprogrammes

−−keine weiteren Genehmigungen und Weiterbau der Anlagen

−−Exportstop für Atomtechnologie

?−für beschleunigte Entwicklung von menschlicherer und umwelt−

freundlicherer Energie!

In weiteren Veröffentlichungen des Arbeitskreises wird aufge−

zeigt,wie auch in der Gewerkschaft und zwar auch von DGB Orts−

vorständen und Betrieben Gegendarstellungen besonders zur Demon−
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stration in Dortmund herausgebracht wurden.

G Miuth, Tel. 38 16

Rud. Breitsched Str. 14

6092 Karsterbach

DGB − Ortskartell
23.11.77

u??????,

Der Vorstand des D(B−Ortskartells Kelsterbach ist empört über das Ver−

halten des DGB−Bundesvorstandes, verschiedener Betriebsräte und der

Vorsitzeuden (Loderer, Klunker, Hauenschild, Sperner und Schmidt) der

Einzelgewerkschaften anläßlich der Kundgebung in Dortmund am 10.11.77.

Die Gefahren, die durch den Bau von Atoukraftwerken entstehen, sollen

an dieser Stelle nicht nochmal aufgezählt werden, da sie jedem Infor−

wierten bekannt sind und die Diskussion daruber noch geführt wird. Un−

sere Empörung resultiert aus Zolgenden Gründen:

1. Das wankelmütige und damit vertrauensunwürdige Verhalten des DGB−

Bundesvorstandes. Man kann nicht im April 77 für e?nen befristeten

Baustopp von KKW’s eintreten und im November 77 diesen Beschluss

aufheben.

2. Es ist unaufrichtig und falsch sich als Vert eter von Arbeitnehmern

sich der Argumentation von KKiW−Uuternenmern anzuschließen, bzw.

sich auf deren Seite zu stollen, indem man deren Argumentation

übernimmt: viele Atomkraftwerke = viel Energie = Wirtschaftswachs−

tum = sichere Arbeitsplätze = hoher Lebensstandard. wobei doch deren

einziges Ziel so darzustellen ist:

RR
viele Atomkraftwerke = viel Profit (siehe Aktienkurse nach der

Kundgebung am 10.11.77)

y Atomkraftwerke br?ngen letztlich keine Vollbeschäftigung, sondern

ein erhöherter Strombedar? dient der Rationalisierung, sonit

der Beseitigung von Arbeitsplätzen. Dies hat das Wirtschatts−

ministerium in Baden−Würtenberg in der 1. Teilerrichtungsgenehni−

gung fur das AKW Wyhl klar ausgesagt. i

Weiterhin bestehen seit 1974 starke Überkapazitäten an Energie,

d.h. es steht bedeutend mehr Strom zur Verfügung, als gebraucht

wird. Trotzdem haben wir in der BRD einen Sockel von 1 Million

Arbeitslosen.

3. Wie sehr diese Kundgebung von Jer Kraftwerkindustrie begrußdt wurde,

sieht man daran, daß diese Unternehmen (z.B. RWE) für 5000 Demon−

stranten von RWE−Betricben pro Kopf 20 DM Handgeld und Fahrtkusten

bexahlte plus Freistellung von der Arbeit, Seit wann haben d?e

Unternehmer etwas an die Arbeiter bzw. Gewerkschaften zu verschen−

ken, es sei denn s?e holen es doppelt und dreifach wiedur aus ihrer

Arbeitskraft herauu,.

!
IAus d?esen Grunden werden tir v retärkt versuchen innerhaip der üs−

werkschaften une Üijertiic: kei? um Dbiskuspien uber die Kernenergie

weiterzufuhren. ler Vorstand

Die Reaktion des DGB blieb nicht lange aus.Schon im November
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hieß es,der Aktionskreis Leben sei vom "
KBW unterwandert". Der

i nicht einmail 2 ;KBw wußte wahrscheinlich zu dieser Zeit,daß es den Aktionskreis

Leben gibt.Von weiteren Gegenaktivitäten des DGB berichteten

Kollegen aus Frankfurt: ze zweite Sache kam
uns aus Frankfurt zu:

R Wir hatten vor der Dort−
munder Kundeebung des
Aktionskreis Energie ein
Rundschreiben an Ge
werkschufts− und Be

zugeben. Die Kreisverwal
tung wirft der Betriebs
gruppe vor, sie hatte um
9.11.77 eine Presseerkla−

Faust ganze Demonstre−
fionen wie die ?n Hana
im Oktober 77 veran−
staltet haben?Sind. die
Beiriebsrute der KWU
als Gewerkschaftsmit−

mmebsgruppen geschickt, rung abgegeben. Diese Er glieder jenwis verwumt
in Jem wir sie baten, ge klarung ist nirgendwo er worden. weil sie in den
gen die Ikrtmunder schienen Außerdem Gewerkschaften einenAktu?n des Verkaufs der
Arbeiter an Jie Energie−
und Atombusse Ein−

wirft sie ihr vor, die Er
klurung verstoße in ih−

fraktisnelen Kurs
steuern, indem sie − wieAtomb rem Inhalt gegen die Be− un Dortmund = die Ge

enairleten uni schkußluge in den zu− werkschaften zwingen,
Standigen Gewerkschafts− eine andere Haltung zuverfassen. Einige Betriebs

gruppen und Gewerk−
schafisgremwn haben
dern Fulge geleistet (vel
Info 1} Inzwischen ut
uns bekunnt gewenden,
duß die OTV−Beinebs−

Organen. Würden die Be
friebsgruppen und die
Vertrauensleute nicht für
die Einhaltung der Richt−
finien ewitreten, "ware
dus ein Verhalten, das

vertreten, als s?e auf zuhk
reichen Gewerkschaftsta−
?gen beschlossen worden
war, und mit dem Druck
der Unternehmerinteress−
sen die Gewerkschaftenpe an der Deutschen a

Biölk?hck Frunkfat sun NRSarzung ZU erpressen versuchen?
Ermahnurgsschreiben

n
Sind die Gewerkschafts−won der ÖTY−Kreisserwal− Hat denn der Bezirkvor mitglicder im Aktions−

ung Frankfurt erhalten und der ÖTV−Hessen kreis Energie jemuls dafürhat. ?n dem ?hr mitgeteilt auch nur ewwmal Jugegen zur Rechenschaft gezo−wird, die "Reprusentun−
ten von Buenebgruppen?
hatten sich un die Ruhr
finien für Vertrawnsleute :
zu halten und seien nicht
berechtigt, in die Öyfent−
lichkeit Erklurungen ab−

protestiert, daß Bernebs−
rute der Degussa, der
BBC und arulere, die ja
auch Gewerkschaftsmit−
Bieder und, uuf eigene

gen worden, daß sie vor
der Dortmunder Kund−
gebung offen mit der
Spaltung der (iewerk−
schaften gedroht

haben?|

Der folgende Originalbrief des DGB Frankfurt an die Kreisvor−

stände spricht für sich;

Kreis Franktun a M.

m Une Zucen
az/kr 12. August 1977

Liebe Kollazinnren, linhe Krlleron!

Ber NGB−Lonrasbezirk Hrasen führt im Merant eine Erhebung
zu obon anpepspenem fiatreff Turcen, .
Hiermit titten wir Euch, uns Informaticnen zu folfenden
Frapon zukommen zu lasson:

1. Welche Wirkung hatten bisher Bürperi
in Eurem Nersich?

2. Walche Mittel und Tnktiken haten «ia Pürperini−
tiativon dabei verwencet?

1, Gist es Kontakte caer Differenzen von Euch [hetrinhen,
Patrlobsr.iton) zu Rürperinitintiven?

. Sind anlitischn Hinterrründe odar Verhinnunren,
Bozichungen, Fündnisse Tarar?t?

Gint as Anschriften ven Porsanen nrer Pürca
solcher Initiativen?

5. Detnilipen®sich Gewerrschaftsmitrlieder an diesen
Initistiven, wunn ja in welcher umfanp?

itistivon

u
n

?
"ner ?ie Auswertung werzon wir Euch infermieren.
vir

hitten um Deantwartunp dieser Fragon, räglichst bis zum
9.77,

Mit Freunslichen Grüssen
SEUTSCHEN GEWERKSCHAF TFBUND"

#reis Frankfurt am Pain −

Wan
Mane Schwarz l

Dautschar Gewerlkschaftsbund

OR Fn win m, Wiihdunmntin ar

Die Gewerkschaft derdeutschen Eisenbahner(Hauptvorstand) hat zu−mindest ein Dokument herausgebracht,in dem−die Energielückentheorie−die "Sicherheit−über−alles− Theorie" und"= die große Sorge Plu−tonium u.Entsorgungbezweifelt oder gar zu−rückgewiesen wird!
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Die Schlussfolgerungen der Eisenbahner lauten dann auch−nachden

die Wurzel allen Übels aus der Sicht der Eisenbahner bei den

Profitinteressen der Konzerne liegt:
Gewerkschaft
der Eisenbahner

Deutschlands

Hauptvorstand
an: Mitglieder des Hauptvorstands 6 ? Frankfurt am Main

Bezirksleiter . 28. März 1977
Ortsverwaltungen

Betr. : Diskussion der Gewerkschaften über Kemenergie

Liebe Kolleginnen und Kollegen !

Der DGB möchte in einigen Monaten eine Stellungnahme zur Kernenergie verab−

schieden, der Entwurf ist als Anlage I (?Kernenergie und Umweltschutz? ? eine

Diskussionsgrundlage) beigefügt. IGM, IG Bau oder Bergbau sind eher befürwor−

tend, die ÖTV (Anlage 5 ? 7, vgl. ÖTV−Magazin 1/77 und 2/77) eher zurückhal−

tend. Die G4ED kann sich für die Nutzung der Kernenergie nur dann aussprechen,
wenn eine strahlenfreie Entsorgung und eine höchstmögliche Betriebssicherheit

gewährleistet sind. Unsere Haltung ist nicht darin begründet, daß Kohle auch ein

Massentransprotgut ist, sondern weil sich die Argumente der Kernkraft−Befürwor−

ter bei genauer Prüfung zunehmend als falsch erwiesen haben :

1. Atomstrom ist

10. Wegen all solcher Gefahren werden Kernkraftwerke nur unter strikter Staatsaut−
sicht betrieben und gebaut werden dürfen. Was heute für Siemens/KWU, We−

stinghouse, General Electric und sowjetische Fabriken gut ist, taugt nicht auto−

matisch zum Überleben der Menschheit. Kernkraft−Industrien werden in Zu−

kunft deshalb vergesellschaftet werden müssen.

− ?Alle Argumente laufen darauf hinaus, daß wegen der Gefahr der Selbstzerstö−

rung der Menschheit Atomkraftwerke erst dann kommerziell betrieben werden

dürfen, wenn ihr Betrieb maximal sicher ist, und wenn alle abgebrannten Brenn−
stoffe so aufgearbeitet werden können, daß sie nicht länger tödliche Strahlen

auszuschicken in der Lage sind. Was für die Ächtung des Atomkriegs moralisch |
gilt, was in Atomteststopp−Abkommen bereits anerkannt wurde, muß auch bei
der friedlichen Nutzung der Atomenergie sich niederschlagen: Sicherheit vor je−
der Rentabilität. Erst ab hier kann Atomenergie gefahrlos genutzt werden.

Diet weitere Aufgabe des Arbeitskreises Leben besteht darin,die

Diskussion in den Gewerkschaften und auch unter uns voranzu−

bringen entgegen den z.T undemokfatischen Praktiken der Gewerk−

schaftsführung,
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Der Arbeitskreis sammelt Dokumente und veranstaltete auch

am 11./12. März eine Arbeitstagung für Gewerkschafter.,bei der

über den weiteren Widerstand in den Geweräschaften und über die

Arbeit gegen Kernenergie in den Betrieben gesprochen wurde,

und wir dabei direkt zur Mitarbeit aufgefordert wurden!

\tonistrom kurbelt
die Wirtschaft an −

VI) RS TIIREITHER

E

N

Göttingen, d. 16.3.1978
im DGB−Haus anläßlich der
Sitzung der Arbeitsgruppe
Kernenergie ÖTV Göttingen

Erklarung:
Vertreter und Vikare der Hannoverschen Landeskirche stimmen mit
dem Aufruf für einen,?Arbeitskreis Leben" überein. Sie sind be−
reit, unter den ca. 110

eingetragenen
Mitgliedern

der,
Interessen−

gemeinschaft Mannoverscher Vikare für einen Eintritt in die ÖTV
zu werben, um für Tarifverträge in den kirchlichen Betrieben
und für ein Engagenent im

Aktionskreis Leben"einzutreten.
Ein bisheriger Versuch, die JHV−Mitglieder zum Eintritt in die
ÖTV zu bewegen, scheiterte Ende letzten Jahres aßn den Stellung−
nahmen des DGB auf der Dortmunder Demonstration des "Aktionskreises
Energie".

?
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− Heinz Brandt −

Daten zu seiner Person:

1909 in Posen geboren

1933/34 illegale antifaschistische Arbeit. Ende ’34 bis April

145 in Zuchthäusern und den KZs Sachsenhausen, Ausch−

witz, Buchenwald eingekerkert,

nach ’45 beim Magistrat Berlin, KPD − dann SED−Funktionär

1953 "Aufstand" in der DDR− zunehmnde Differenzen mit der

Parteiführung

1958 verläßt er die DDR, um drohender Verhaftung zu ent−

gehen

ab ’59 in Frankfurt Redakteur der Zeitung der IG−Metall

1961 in Berlin vom Staatssicherheitsdienst der DDR ent− −

fühit und in den Ostsektor verschleppt worden − 15 Jahre

Zuchthaus wegen angeblicher Spionage verurteilt

1964 aber durch "amnesty international" (und Bertrand

Russell) freigelassen

’64−’74 bis zur Pensionierung wieder Redakteur der Gewerkschafts−

zeitung
5

− Heinz Brandt ist seit 44 Jahren Gewerkschaftsmit−

glied

Wie bekannt ist, hat der Gewerkschafter Heinz Brandt, der bis

zu seiner Pensionierung 1974 Redakteur der IGM−Zeitschrift

"Metall" war, große Schwierigkeiten mit der Gewerkschaft be−

kommen, infolge seiner Äußerungen auf der AKW−Kundgebung in

Itzehoe am 19. 2. 77.

Er kritisiert in seiner Rede nämlich scharf die Verstrickung,

er spricht von "Verfilzung", der Gewerkschaftsbürokraten und

den Managern der Atomindustrie. So sagte er:

"Unter Atomfilz verstehe ich den reich bezahlten Gewerkschafts−

bürokraten, der im Konzernaufsichtsrat und Konzernvorstand

mit den Managern der Atomindustrie gemeinsame Sache macht,

der mit ihr widerlich verfilzt ist − zu meiner Schande." −−

"Wenn solch ein Atomfilz den Mund öffnet, so fragt ihn, was

er im Jahre einnimmt, und ob ihm sein 300 000 Dm −? Jahres−

einkommen flöten geht, wenn er Euch − statt Flausen zu machen −

die Wahrheit sagt."
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Industriegeworkschaft Metall
für die Bundesrepublik Deutschland

Vorstand

InasminegewernachetiMateb Vorsuang Posriacn3304SODc Fraruna?

Einschreiben − Rückschein eamg?reumiadrcrmasFrame

Herrn Banka
Damnmermcnan

AG

6000 Frankfurt an Main m

12. Juli 1977

Lieber Kollege EM.
der Vorstand der Industriegewerkschaft Metall für die Bundes−

republik Deutschland sieht davon ab, gemäß $ 11 der Satzung
ein Untersuchungsverfahren gegen Dich durchzuführen.

Er mißbilligt jedoch Deine undifferenzierten Äußerungen anläß−
lich der Kundgebung von Atomenergiegegnern am 19.2.1977 in
Itzehoe.

Nach wie vor bleibt es jedem Mitglied der Industriegewerkschaft
Metall unbenommen, sachliche Kritik zu üben. Der Vorstand der

Industriegewerkschaft Metall kann jedoch von Dir als exponiertem
ehemaligen hauptamtlichen Funktionär erwarten, daß dies nicht

mit Worten und in einer Art und Weise geschieht, in der sich
üblicherweise erklärte Gegner der Gewerkschaft äußern.

Auch Dein Verhalten bei der Auseinandersetzung um die Berliner
GEN wird vom Vorstand der Industriegewerkschaft Metall mißbilligt.
Der Vorstand erwartet, daß Du in Zukunft Deine Unterschrift
nicht leichtfertig unter Erklärungen setzt, in denen pauschale
Diffamierungen der Gewerkschaft in ihrer Gesamtheit enthalten
sind.

Mit freundlichen Grüßen

INDUSTRIEGEWERKSCHAFT METALL
£.d. Bundesrepublik Deutschland

Beeeee|ae DGB
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Aufgrund dieser Behauptung erhielt er kurze Zeit später von

der Verwaltungsstelle der IGM die Nachricht, daß von ihnen

ein Verfahren gegen ihn eingeleitet worden ist wegen gewerk−

schaftsschädigenden Verhaltens.

Weiter erstatte Hans Schwalbach, ÖTV−Bezirksvorsitzendeß SPD−

Landtagsabgeordneter und Aufsichtsratmitglied der "Nord−

deutschen Kraftwerk−Union", Anzeige gegen Heinz Brandt wegen

Beleidigung, übler Nachrede: und Verleumdung, da er sich per−

sönlich betroffen fühlte. Heinz? Brandt hatte jedoch nicht

Hans Schwalbachs Name mit dem "Atomfilz" in Verbindung gebracht,

sondern dies geschah in den Zeitschriften "stern" und "Zeit".

Heinz Brandt wurde von der. IGM aufgefordert, sich innerhalb

einer angegebenen Frist zu rechtfertigen, ansonsten würde er

ohne weitere Untersuchung aus der IGM ausgeschlossen.

Aufgrund dessen schickte Heinz Brandt seine mehrseitige Recht−

fertigung an die IGM, in der er hauptsächlich auf sein Recht,

der ünbeschränkten Meinungsfreiheit, verweist. Zudem schreibt

er:"Nun beziehen sich aber die beiden Anschuldigungen nicht

auf irgendeine innergewerkschaftliche Tätigkeit,von mir im

Rahmen der IG Metall. sondern ausschließlich auf mein Wirken

als unabhängiger Publizist".

Nach Bekanntwerden des Ausschlußverfahrens gegen H. Brandt

wurde in der BRD eine Unterschriftensammlung eingeleitet, in

der ca. 10 000 Bürger unterschrieben, die sich mit Heinz Brandt

solidarisch erklärten,

Nach kurzer Zeit erhält Heinz Brandt von der IGM die Nachricht,

daß sein Untersuahungs− und Ausschlußverfahren eingestellt

wurde. − Eine Begründung erhielt. er nicht,−
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Herkunft der Prosnosen des DGB.

Fragt man nach der Herkunft der Daten, auf die die gewerk−
schaftliche Befürwortung der Atomenergie beruht, so findet
man keine neutrage Quellen, sondern ausschließlich Gutachten

der Elektrizitätsindustrie − Stichwort sog. Energielücke −

und Untersuchungen von Wirtschaftsinstituten, die in staat−

lichem Auftrag handeln ( Deutsches Institut für Wirtschafts−

forschung DW).

Obwohl die Energiebedarfsprognosen ständig nach unten revi−

diert werden mußten und kein einzige verläßfliche Prognose über
den positiven Einfluß der AKWs auf Arbeitsplätze existiert,
hat der DGB bislang auf eigene Prognosekapazitäten verzichtet.
Er hat sich bilang sogar beständig gewehrt, die Berechnungen
und kritischen Untersuchungen, die von der Antiatomkraftwerk−

bewegung zusammengetragen worden sind, in die eigenen Überlei

gungen mit einzubeziehen.

Heinz Brandt hat in seiner Itzehoher Rede versucht, einen

Aspekt dafür aufzuzeigen.

Stichwort: Einfluß des Atomfilz.

Wenn auf diese Weise in den Gewerkschaften Politik gemacht
wird, dann erscheint auch die feindseelige Haltung gegenüber
den unbequemen Bürgerinitiativen begreiflicher.

Hat der DGB im Rahmen seines Umweltprogramms die Schaffung
eines "Umweltbewußtseins" in der Öffentlichkeit noch gefordert,
lehnt er es nun − je nach Bedarf − als bürgerlich sektiererisches
oder kommunistisch unterwandertes Bewußtsein ab. Er sieht in
den BIs durch Idiologie oder Umweltschutzpanik verwirrte Kräfte,
die sogar Arbeitsplätze gefährden sollen durch

− Verzögerungen aufgrund von Gerichtsbeschlüssen

und durch eine

− mögliche Reduzierung der zu bauenden AKWs

Dazu Trommer in "Gewerkschaftliche Monatshefte!’

"die Beantwortung dieser Fragen (betrifft Standorte, AKW − ja
oder nein) bewegt schon lange vor dem schließlichen Baubeginn

riesige Investitionen und schaft somit Sachzwänge aufgrund
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vollendeter Tatsachen, wenn Investitionen nicht einfach ver−

geudet sein sollen".

So zerbrechen sich mittlerweile Gewerkschafter die Köpfe

der Unternehmer und scheinen die Durchsetzung wichtiger, un−

serer"Lebensqualität und Arbeitsplatzsicherheit" betref−

fender Forderungen aus den Augen zu verlieren. Bis heute hat

der DGB aus den bekannten und von ihm z.T. sogar anerkannten

gesundheitlichen und ökoßogischen Risiken keine Konsequenzen

für seine Haltung gezogen.

So ist es auch gar nicht verwunderlich, wenn neben

den Gewerkschaften Initiativen entstehen, die den Gewerkschaften

ihre gesellschaftspolitische Bedeutung in diesen Fragen nehmen.

Wenn sog. marktwirtschaftliche Zwänge sogar dazu führen,

daß gewerkschaftliche Betriebsräte Bestrebungen Zür Abschaf−

fung von Alkohol− und Zigarettenwerbung ablehnen, um Arbeits−

plätze in diesen Industriebereichen zu sichern und sogar Stim−

men laut werden, aus diesem Grunde sogar den Rüstungsexport zu

steigern, wird es da nicht langsam Zeit für eine − Denkpause −

in den Gewerkschaften?

Wir stellen den Gewerkschaften entgegen, daß z.B. gerade

durch die Einsparung von Energie, nämlich durch die Isolierung

von Wohnungen etc. ca. 200.000 Arbeitsplätze benätigt würden.

Bei Streichung des Atomprogramms könnten mit dem für AKßs zur

Verfügung gestellten Staatsgeldern die freigesetzten Arbeits−

kräfte durch eine Umstrukturierung z.B. in sozialen Bereichen

einen wichtigen Beitrag zur "Verbesserung der
Lebensqualität"

beitragen.

So stark können "marktwirtschaftliche Notwendigkeiten" für

den Arbeitnehmer gar nicht wiegen, daß er aufgrund einer kurz−

fristigen Arbeitsplatzsicherheit die gemsundheitlichen und

ökoäogischen Gefahren nie dagewesenen Ausmaßes für sich und

folgende Generationen auf sich nehmen sollen.

Unser Ziel war es auch auzuzeigen, daß Arbeitsplatzsicher−

heit und Umweltschutz nicht zwangsläufig Gegensätze sein müssen.
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wie es der DGB behauptet, sondern im Gegenteil die Anwen−

dung der Kernenergie die erhoffte Sicherheit der Arbeits−

plätze langfristig in keiner Weise erbringen kann.

Wir kben mit dieser Arbeitsgruppe einen Ansatz versucht,

d$e Problematik der Kernenergie in die Weuxk Gewerkschaft

hineinzutragen und Ausgangsmaterial zusammenzustellen für

eine weitere Diskussion.

Der DGB
zur aktuellen Wirtschaftslage

:

ar
e

v .
... oder mit der .. gewissermaßen als
Konjunkturtendenz die 2 Konjunkturendees spritzen... mit Tendenzspitze.Man könnte mit der ...oder mit der

Konjunkturspritze die Tendenzspritze die

Tendenz wenden... Konjunktur wenden ..
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Göttingen, März 78

7
Thesenpapier der Arbeitsgruppe Kernenergie der ÖTV Göttingen
Zur Weiterleitung an den Kreisvorstand der .ÖTV Göttingen
Wir begreifen dieses Papier als einen Beitrag zur innergewerk−
schaftlichen Diskussion um die Frage der Kernenergie und bitten
Euch, für die Weiterleitung an entsprechende Gremien der ÖTV
zu sorgen, insbesondere an die zukünftige Arbeitsgruppe Kern−
energie im DGB Göttingen. Wir halten es für notwendig, dieses
Papier und die vorliegenden Referate allen Göttinger ÖTV−
Mitgliedern vorzulegen und eine Diskussion darüber zu führen.
wir hoffen auf Eure Unterstützung für eine fruchtbare Ausein−
andersetzung zwischen Gegenern und Befürwortern der Atomenergie
innerhalb der ÖTV und des DGB.
Die folgenden Thesen können nur einen kleinen Ausschnitt unsererArbeit widerspiegeln. Ausführliche Informationen sind den bei−
gefügten Referaten zu entnehmen.
TI.

II.

Gesundheitliche und ökologische Gefährdung durch Kernenergie:
obwohl immer wieder behauptet wird, die Kernenergie vermehre

die natürliche radioaktive Strahlung nur unwesentlich, ist
inzwischen bewiesen, daß auch beim Normalbetrieb eines AKW
die Zahl der Krebserkrankungen erheblich ansteigt. Dies be−

legen u.a. die Untersuchungen von Prof. Sternberg, USA und

die Tatsache, daß bei Arbeitern in der Wiederaufbereitungsan−

lage in Windscale, England, und Le. Haage, Frankreich, Leukämie
als Berufskrankheit anerkannt ist. Befeits vorliegende Unter−

suchungen deuten darauf hin, daß die Abgabe von radioaktiven
Stoffen beim Schnellen Brüter und den Wiederaufbereitungs−
anlagen noch erheblich über den Werten der konventionellen
ARW liegt. Die USA stoppten bereits das Projekt Schneller Brü−
ter aufgrund des zu hohan Risikos.

Die Entsorgungsfrage, die den Dreh− und Angelpunkt der "fried−
lichen Nutzung" der Kernenergie darstellt, ist nicht gelöst,
auch wenn der IGB sie für praktisch gelöst erklärt. In der
Wiederaufbereitungsanlage in Le

Hagge
konnte bislang kein Gramm

deutschen Atommülls aufgearbeitet werden. In den USA arbeitet
z.Zt. keine einzige Anlage und der Bau weiterer ist gestoppt
worden. Erfahrungen gibt es allenfalls mit einer Versuchsan−

lage in Karlsruhe, die aber keineswegs mit einer großtechni−
schen Wiederaufbereitungsanlage gleichgesetzt werden kann.
Die Endlagerung in Salzstöcken birgt ein großes Risiko in sich,
da sie auf mindestens 100.000 Jahre berechnet werden muß −und

durch sich evtl. ergebene seismische Verschiebungen eine Kata−

strophe nicht verhindern lassen wird. Dazu ein Beispiel: in
dem Stollen Asse 2 lagert hochradioaktiver Müll. Die für sicher
gehaltenen Nachbarstollen 1 und 3 sind bereits heute durch
Grundwasser für solche Zwecke unbrauchbar geworden. Fine

Fa
für die Sicherheit von Asse II können Fachleute nicht
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Zahlreiche Untersuchungen zum Energiebedarf der Zukunft
(die zeitweise geheim gehaltenen Prognosen der Elektrizi−
tätsindustrie eingeschlossen) konnten die Befürchtung der
von der Bundesregierung propagierten sog. Energielücke nicht
bestätigen. Die damit verbundene Gefährdung von Arbeitsplätzen
ist deshalb praktisch nicht gegeben. Die Ursachen der Arbeits−
losigkeit liegen angesichts der heutigen Energieschwemme wohl
eher in der Umstrukturierung der Wirtschaft äurch Rationali−
sierung. Die These des DGB, daß in diese höchst unwahrschein−
liche Energielücke ausgerechnet noch Atomstrom einspringen
muß, erscheint auch nicht durchdacht. Abwärmestromerzeugung
und arbeitsplatzintensive Isoliermaßnahmen können nachgewie−
sernermaßen die geplanten AKW−Kapazitäten voll aufwiegen.
Der Energiebedarf kann und muß mit den arbeitsplatzintensiven
konventionellen Methoden |oder neu zu entwickiinder gedeckt
werden.

?

Folgt man den optimistischen Schätzungen der Bundesregierung,
so werden durch den Bau von AXWs und der Folgeindustrie ca.
300.000 Arbeitsplätze gesichert. Mindestens dieselbe Anzahl
von Arbeitsplätzen könnte aber geschaffen werden, wenn auf
Atomstrom verzichtet wird und stattdessen großangelegte Pro−
gramme zur Einsparung von Energie und zur Entwicklung neuer
Energieformen in Angriff genommen werden. (ca. 200.000 Arbeits−
plätze könnten nach uns vorliegenden Berechnungen geschaf−
fen werden, allein durch die Isolierung von Gebäuden).

Thesen zur Gefährdung von Arbeitsplätzen durch Kemenergie:

a)AK\/ gefährden die Existenz bestehender arbeitsplätzintensiver
Kohlekraftwerke (NK).

b)In der Wirtschaftvollzieht sich durch Rationalisierung in
Konkurrenzkampf ein rapider Abbau von Arbeitsplätzen. Die
These, AKW sichern Arbeitsplätze, kann nur kurzfristige Be−
deuturg haben, lansfristizs ist durch den Mehrbedarf der
Industrie an Energie ein weiterer Arbeitsplatzabbau durch
Rationalisierungsinvestitionen zu erwarten. Arbeitsplatz−
intensive Industrien wandern ohnehin schon in Billiglokn−
länder ab. Nimmt man die Fropaganda der KK Betreiber für
bare Münze, dürfte es bei uns derzeit keinen einzigen Arbeits−
losen geben, da in dieser Propaganda laufend behauptet wirä
es bestünde ein direkter Zusammenhang zwischen Vollbeschäftigung
und Energieangebot.

c)Die sog.
Baier

neuer Märkte durch das Atomprogramn

V.

(z.B. in der 3. \lelt) beschleunigt den Kapitalexport, d.h.
Abbau von heimischen Arbeitsplätzen. Die These des DGB,
hohes Wachstum (hohe Profite) führt zurück zur Vollbeschäftigung,
steht im Widerspruch zu den tatsächlichen Gegebenheiten.
Wachstum wird heute bei uns nur durch die kostengünstigere
Rationalisierung, oder wie schon erwähnt, durch Abwandern in
Billiglohnländer erreicht.

Das Atomprogramn gewinnt seine Attraktivität nicht durch
kostengünstige und umweltfreundliche Energiegewinnung, sondern
durch die Möglichkeiten der Atombombenherstellung. Der Export
von AkW bedeutet eine Gefahr für den Weltfrieden. Bezieher der
Anlagen sind größtenteils Militärregime oder andere Diktaturen,
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die teilweise ganz offen bekennen, A−Bomben bauen zu

wollen. Die durch das Atomprogramm (Verschuldungen in
Milliardenhöhe) gewonnenen Investitionsmögliichkeiten der

Industrie können zudem eine Verbesserung der Lebensbe−

dingungen nicht garantieren.

Wir sind durch unsere Arbeit zu der Feststellung gekommen,
daß die Grundlagen, auf denen die Zustimmung des DGB zum

tomprosramm beruhen, einer kritischen Betrachtung nicht
standhalten können. AKW Gegner hatten bislang in den Ge−

werkschaften größte Schwierigkeiten, ihre Erkenntnisse

über die Problematik von Kernenergie und Wachstum einzu−

bringen.Unsere Arbeit hat uns gezeigt, daß die Zweifel an

Atomprogramm berechtigt sind. Um einer weiteren Verunsicherung,
Polarisierung und Spaltung innerhalb der Gewerkschaften ent−

gegen zu wirken, halten wir es für erforderlich eine offene

Diskussion zwischen Befürwortern und Gegnem zu führen.

Um selbst dazu einen Beitrag zu leisten, schlagen wir eine

gewerkschaftliche Veranstaltung mit Befürwortern und Gegnern
des Atomprogramms vor. Wir hoffen auf Eure Unterstützung für

die Durchführung der Veranstaltungmzur Erstellung einer

Broschüre über unsere Arbeit.

Des weiteren wenden wir uns dagegen, daß die Weiterexistenz

unserer AG durch die Nichtbereitstellung eines Rauns im

DGB Haus aus "Raum−, Platz− und Zeitgründen" − wie es der

AG−Leiter, Koll. Dreyß uns wissen ließ − unmöglich gemacht
wird. Wir fordern deshalb die Schaffung weiterer Termine
im DGB Haus.

Die AG Kernenergie ÖTV Göttingen
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